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432. Verordnung: Reifeprüfung in den allgemeinbildenden höheren Schulen
433. Verordnung: Änderung der Verordnung über die Abschlußprüfung in den gewerblichen,

technischen und kunstgewerblichen Fachschulen
434. Verordnung: Berufsbezeichnung für Absolventen des Hochschullehrganges für Technik und

Recht im Liegenschaftsmanagement
435. Bekanntmachung: Änderung der Bekanntmachung betreffend die Lehrpläne für den Religionsun-

terricht an allgemeinbildenden höheren Schulen

432. Verordnung des Bundesministers für
Unterricht, Kunst und Sport vom 7. Juni 1990
über die Reifeprüfung in den allgemeinbilden-

den höheren Schulen

Auf Grund der §§ 34 bis 41 des Schulunterrichts-
gesetzes, BGBl. Nr. 472/1986, zuletzt geändert
durch das Bundesgesetz BGBl. Nr. 233/1990, wird
verordnet:

1. ABSCHNITT

Allgemeine Bestimmungen

Geltungsbereich

§ 1. Diese Verordnung gilt für die öffentlichen
und die mit dem Öffentlichkeitsrecht ausgestatteten
allgemeinbildenden höheren Schulen mit Ausnahme
der allgemeinbildenden höheren Schulen für Berufs-
tätige.

Formen der Reifeprüfung

§ 2. (1) An allgemeinbildenden höheren Schulen
bestehen folgende Formen der Reifeprüfung:

1. Reifeprüfungen bestehend aus einer Haupt-
prüfung oder

2. Reifeprüfungen bestehend aus Vorprüfung
und Hauptprüfung.

(2) Vorprüfungen bestehen aus einer mündlichen,
schriftlichen oder praktischen Prüfung oder aus
einer Fachbereichsarbeit als schriftlicher Hausar-
beit. Vorprüfungen mit Ausnahme der Vorprüfung
in Form einer Fachbereichsarbeit können nach
Maßgabe des § 6 ein für den Prüfungskandidaten
Pflichtiger Teil der Reifeprüfung sein.

(3) Die Hauptprüfung besteht aus
1. einer Klausurprüfung, die schriftliche, graphi-

sche oder praktische Arbeiten umfaßt, und
2. einer mündlichen Prüfung.

Umfang der Reifeprüfung

§ 3. (1) Reifeprüfungen ohne Vorprüfungen
gemäß § 2 Abs. 1 Z 1 bestehen alternativ aus:

1. drei Klausurarbeiten und vier mündlichen
Teilprüfungen, wobei eine der mündlichen
Teilprüfungen eine mündliche Schwerpunkt-
prüfung (§ 20) bildet, oder

2. vier Klausurarbeiten und drei mündlichen
Teilprüfungen, wobei eine der mündlichen
Teilprüfungen eine mündliche Schwerpunkt-
prüfung (§ 20) bildet.

(2) Reifeprüfungen mit Vorprüfung gemäß § 2
Abs. 1 Z 2 bestehen alternativ aus:

1. einer Vorprüfung in Form einer Fachbereichs-
arbeit (§ 7), drei Klausurarbeiten und drei
mündlichen Teilprüfungen, von denen eine in
einer zusätzlichen Frage auf die Fachbereichs-
arbeit Bezug zu nehmen hat, oder

2. an bestimmten Formen der allgemeinbilden-
den höheren Schule aus einer der Schwer-
punktsetzung der betreffenden Schule ent-
sprechenden pflichtigen Vorprüfung (§ 6)
sowie drei Klausurarbeiten und vier mündli-
chen Prüfungen (Abs. 1) oder vier Klausurar-
beiten und drei mündlichen Prüfungen
(Abs. 1) oder einer Vorprüfungen Form einer
Fachbereichsarbeit und drei Klausurarbeiten
und drei mündlichen Prüfungen (Abs. 2 Z 1).

(3) Im Rahmen der Hauptprüfung ist auch eine
allfällige Jahresprüfung (§ 36 Abs. 4 des Schulunter-
richtsgesetzes) abzulegen.

(4) Ferner können Zusatzprüfungen zur Reife-
prüfung (§ 41 SchUG) im Rahmen der Hauptprü-
fung abgelegt werden.

(5) Prüfungskandidaten, die in einer anderen
Schulart (Form) eine Reifeprüfung erfolgreich
abgelegt haben, können um Entfall von Prüfungsge-
bieten ansuchen, die auch Prüfungsgebiete der
bereits abgelegten Reifeprüfung waren, wenn
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1. das betreffende Prüfungsgebiet den gleichen
Umfang hatte wie jenes, um dessen Entfall
angesucht wird,

2. die Durchführung der Prüfung im betreffen-
den Prüfungsgebiet bei beiden Reifeprüfungen
gleichartig ist,

3. der Lehrstoff der Unterrichtsgegenstände, die
das Prüfungsgebiet der bereits abgelegten
Reifeprüfung bilden, den Lehrstoff jener
Unterrichtsgegenstände umfaßt, die das Prü-
fungsgebiet bilden, um dessen Entfall ange-
sucht wird,

4. das Stundenausmaß der Unterrichtsgegen-
stände, die das Prüfungsgebiet der bereits
abgelegten Reifeprüfung bilden,
mindestens drei Viertel des Stundenausmaßes
jener Unterrichtsgegenstände beträgt, die das
Prüfungsgebiet bilden, um dessen Entfall
angesucht wird, und

5. der Prüfungskandidat gemäß § 11 Abs. 7
SchUG von der Teilnahme an allen jenen
Pflichtgegenständen befreit war, die das
Prüfungsgebiet bilden, um dessen Entfall
angesucht wird.

Bei der Anwendung der Z 3 und 4 ist jeweils der
Lehrplan der betreffenden Schulart (Form) ab der
9. Schulstufe zu berücksichtigen.

Anmeldung zur Reifeprüfung

§ 4. (1) Der Prüfungskandidat hat sich für eine
Vorprüfung in Form einer Fachbereichsarbeit in der
zweiten Woche der letzten Schulstufe schriftlich
beim Schulleiter anzumelden. Voraussetzung für die
Anmeldung zu einer Vorprüfung in Form einer
Fachbereichsarbeit ist die Herstellung des Einver-
nehmens über das Thema gemäß § 25 Abs. 1, wobei
auf Leistungsfähigkeit und Arbeitshaltung des
Prüfungskandidaten Bedacht zu nehmen ist. Bei
einer fächerübergreifenden Themenstellung ist die
Fachbereichsarbeit einem Unterrichtsgegenstand
zuzuordnen.

(2) Die Anmeldung zur Hauptprüfung hat in der
ersten Woche nach den Weihnachtsferien der
letzten Schulstufe zu erfolgen. Diese Anmeldung
hat zu enthalten:

1. die Bekanntgabe der gewählten Form der
Reifeprüfung (§§ 2 und 3),

2. die gewählten Prüfungsgebiete der Klausur-
prüfung (§ 8),

3. die gewählten Prüfungsgebiete der mündli-
chen Prüfung, gegebenenfalls das oder die
gewählte(n) Prüfungsgebiet(e) einer mündli-
chen Schwerpunktprüfung (§§ 18 bis 21),

4. die Anmeldung zu einer allfälligen Zusatzprü-
fung(§22),

5. einen allfälligen Antrag auf Entfall eines
Prüfungsgebietes (§ 3 Abs. 5).

Die gewählten Prüfungsgebiete gemäß Z 2 und 3
müssen insgesamt mindestens vier verschiedene
Prüfungsgebiete sein.

(3) Die Anmeldung zu einer mündlichen
Schwerpunktprüfung setzt das Einverständnis der
jeweiligen fachlich zuständigen Prüfer voraus,
wobei auf Leistungsfähigkeit und Arbeitshaltung
des Prüfungskandidaten Bedacht zu nehmen ist.

2. ABSCHNITT

Prüfungsgebiete

1. Unterabschnitt
A l l g e m e i n e B e s t i m m u n g e n ü b e r d i e

P r ü f u n g s g e b i e t e

Allgemeine Bestimmungen über die Prüfungsgebiete

§ 5. (1) Ein Prüfungsgebiet hat zu umfassen:
1. jeweils einen im Lehrplan vorgesehenen

Pflichtgegenstand, soweit nicht Z 4 bis 10
anderes bestimmen,

2. jeweils eine im Lehrplan als Freigegenstand
vorgesehene Fremdsprache,

3. den im Lehrplan vorgesehenen Wahlpflicht-
gegenstand oder Freigegenstand Darstel-
lende Geometrie,

4. einen im Lehrplan vorgesehenen, vor der
letzten Schulstufe abgeschlossenen (alternati-
ven) Pflichtgegenstand samt dem ihn bis in
die letzte Schulstufe fortsetzenden Wahl-
pflichtgegenstand oder Freigegenstand,

5. im Oberstufenrealgymnasium mit Instrumen-
talunterricht den Pflichtgegenstand Instru-
mentalunterricht nur in Verbindung mit dem
Pflichtgegenstand Musikerziehung,

6. im Oberstufenrealgymnasium mit Bildneri-
schem Gestalten und Werkerziehung den
Pflichtgegenstand Bildnerisches Gestalten
und Werkerziehung nur in Verbindung mit
dem Pflichtgegenstand Bildnerische Erzie-
hung,

7. im Falle der mündlichen Schwerpunktprü-
fung gemäß § 20 Abs. 1 Z 2 den betreffenden
Unterrichtsgegenstand und den einschlägi-
gen vertiefenden und erweiternden Wahl-
pflichtgegenstand,

8. am Realgymnasium und Oberstufenrealgym-
nasium unter besonderer Berücksichtigung
der sportlichen Ausbildung einen Ausbil-
dungsbereich des Pflichtgegenstands Leibes-
übungen,

9. den (alternativen) Pflichtgegenstand einer
allfälligen Jahresprüfung,

10. den Unterrichtsgegenstand einer allfälligen
Zusatzprüfung.

Der Pflichtgegenstand Leibesübungen und der
zusätzliche Wahlpflichtgegenstand Lebende Fremd-
sprache kann nur ein Prüfungsgebiet gemäß Z 9
sein. Dasselbe gilt für die vertiefenden und
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erweiternden Wahlpflichtgegenstände für sich al-
leine.

(2) Die Prüfungsgebiete gemäß Abs. 1 Z 1 bis 8
haben den gesamten Lehrstoff der Oberstufe der
betreffenden Unterrichtsgegenstände der vom Prü-
fungskandidaten zuletzt besuchten Schulform der
allgemeinbildenden höheren Schule zu umfassen.

(3) Das Prüfungsgebiet der Jahresprüfung hat
den für die letzte Schulstufe vorgesehenen Lehrstoff
des betreffenden (alternativen) Pflichtgegenstandes
zu umfassen.

(4) Das Prüfungsgebiet der Zusatzprüfung hat
den gesamten Lehrstoff der Oberstufe des gewähl-
ten Unterrichtsgegenstandes zu umfassen.

(5) Ist für eine Schule als Unterrichtssprache eine
andere als die deutsche Sprache vorgesehen, tritt
diese Unterrichtssprache an die Stelle des Prüfungs-
gebietes Deutsch.

2. Unterabschnitt

P r ü f u n g s g e b i e t e u n d I n h a l t d e r
V o r p r ü f u n g

Pflichtige Vorprüfungen

§ 6. Pflichtige Vorprüfungen umfassen folgende
Prüfungsgebiete:

1. für Prüfungskandidaten am Realgymnasium
oder Oberstufenrealgymnasium unter beson-
derer Berücksichtigung der sportlichen Ausbil-
dung je nach den an der betreffenden Schule
eingerichteten lehrplanmäßigen Ausbildungs-
bereichen drei bis fünf Teilprüfungen aus dem
Pflichtgegenstand Leibesübungen,

2. für Prüfungskandidaten im Werkschulheim
Felbertal die technisch-gewerblichen Unter-
richtsgegenstände (fachliche Abschlußprü-
fung) als praktische, schriftliche und mündli-
che Teilprüfung.

Vorprüfungen in Form einer Fachbereichsarbeit

§ 7. (1) Das Thema einer Fachbereichsarbeit kann
aus dem Stoffbereich eines oder zweier Unterrichts-
gegenstände der letzten Schulstufe gewählt werden,
die für die mündliche Reifeprüfung wählbar sind
(§ 5 Abs. 1) und die im Hinblick auf die Aufgabe der
Fachbereichsarbeit eine sinnvolle Fächerkombina-
tion darstellen. Bei einer fächerübergreifenden
Themenstellung ist die Fachbereichsarbeit einem
Unterrichtsgegenstand zuzuordnen. Betrifft die
Fachbereichsarbeit eine lebende Fremdsprache, so
ist sie in dieser Sprache zu verfassen.

(2) Zielsetzung der Fachbereichsarbeit ist es, daß
der Prüfungskandidat in der eigenständigen Durch-
führung einer angemessenen Themenstellung zeigt,

daß er zum schwerpunktartigen Erfassen von
Sachverhalten und Problemen, ihren Ursachen und
Zusammenhängen, zu exaktem Beobachten und
Wahrnehmen, zu logischem und kritischem Den-
ken, klarer Begriffsbildung und sinnvoller Fragestel-
lung, zu differenziertem schriftlichem Ausdrucks-
vermögen, zum Aufsuchen angemessener und
geeigneter Informationsquellen und ihrer sachge-
rechten Nutzung sowie zum Anwenden grundle-
gender Lern- und Arbeitstechniken befähigt ist.

(3) Die Fachbereichsarbeit hat sich auf einzelne
Bereiche des Lehrstoffes des betreffenden Unter-
richtsgegenstandes zu beziehen. Die Einbeziehung
weiterer fachspezifischer Bereiche, die im Lehrplan
des betreffenden Unterrichtsgegenstandes nicht
vorgesehen sind, ist zulässig, sofern dies im Hinblick
auf die Bildungs- und Lehraufgabe des betreffenden
Unterrichtsgegenstandes und die Aufgabe der
Fachbereichsarbeit sinnvoll und zweckmäßig ist.

3. Unterabschnitt

P r ü f u n g s g e b i e t e und Inhalt der
Hauptprüfung — Klausurprüfung

Umfang der Klausurprüfung

§ 8. (1) Die Klausurprüfung hat schriftliche
Klausurarbeiten in folgenden Prüfungsgebieten zu
umfassen:

1. bei drei Klausurarbeiten
a) Deutsch,
b) Latein oder Griechisch oder Erste lebende

Fremdsprache oder Zweite lebende
Fremdsprache,

c) Mathematik;
2. bei vier Klausurarbeiten

a) Deutsch,
b) Latein oder Griechisch oder Erste lebende

Fremdsprache oder Zweite lebende
Fremdsprache,

c) Mathematik,
d) Darstellende Geometrie oder eine weitere

Fremdsprache oder (wenn vom Prüfungs-
kandidaten alternativ zu Darstellender
Geometrie besucht) Biologie und Umwelt-
kunde oder Physik.

(2) Im Falle einer Jahresprüfung in einem
Unterrichtsgegenstand, in dem Schularbeiten vorge-
sehen sind, ist im Rahmen der Klausurprüfung
überdies die diesbezügliche schriftliche Prüfung
abzulegen; diese schriftliche Prüfung entfällt, wenn
der das Prüfungsgebiet bildende Pflichtgegenstand
Prüfungsgebiet einer Klausurarbeit des Prüfungs-
kandidaten gemäß Abs. 1 ist. Eine Jahresprüfung im
Pflichtgegenstand Instrumentalunterricht, Bildneri-
sches Gestalten und Werkerziehung oder Leibes-
übungen ist als praktische Klausurarbeit abzulegen.



2994 173. Stück — Ausgegeben am 19. Juli 1990 — Nr. 432

Umfang und Inhalt der schriftlichen Klausurarbeit in
Deutsch

§ 9. (1) Die schriftliche Klausurarbeit in Deutsch
hat die Erstellung eines Textes nach freier Wahl
zwischen drei verschiedenen Themen zu umfassen,
wobei eines der gestellten Themen eine Problembe-
handlung (auch mit Material- und Textgrundlage
sowie mit Angabe einer fiktiven Situation) und eines
eine Textinterpretation zu sein hat, ein weiteres
kann eine Werkbesprechung sein. Texte dazu sind
den Prüfungskandidaten zur Verfügung zu stellen.
Die Arbeitszeit hat fünf Stunden zu betragen.

(2) Mit der Klausurarbeit in Deutsch soll der
Prüfungskandidat den Nachweis erbringen, daß er
in schriftlicher Problembehandlung Gedanken zu
einem gestellten Thema geordnet, sachgerecht,
sprachgewandt und sprachrichtig darzulegen bzw.
einen vorgegebenen Text in inhaltlicher und
formaler Hinsicht zu interpretieren vermag. Die
Benützung des Österreichischen Wörterbuches ist
zu gestatten.

Umfang und Inhalt der schriftlichen Klausurarbeit in
Latein

§ 10. (1) Die schriftliche Klausurarbeit in Latein
hat eine Übersetzung aus dem Lateinischen in die
Unterrichtssprache sowie eine Interpretation zu
umfassen. Die Arbeitszeit hat vier Stunden zu
betragen.

(2) Die Klausurarbeit in Latein soll den
Prüfungskandidaten mit der lateinischen Sprache
soweit vertraut zeigen, daß er mit Hilfe eines
Wörterbuches einen Text von durchschnittlicher
Schwierigkeit richtig verstehen und sprachlich gut in
die Unterrichtssprache übertragen kann. Sie soll
ferner den Prüfungskandidaten befähigt zeigen, als
Beantwortung der gestellten Interpretationsfrage(n)
die Ergebnisse einer geistigen Auseinandersetzung
mit dem Text in sprachlich angemessener Form
darzustellen. Die Texte haben etwa 200 bis 220
lateinische Wörter bei sechsjährigem Latein und 160
bis 180 Wörter bei in der 5. Klasse beginnendem
Latein zu umfassen. Die zur Übersetzung vorge-
legte Originalstelle darf im Unterricht nicht
behandelt worden sein. Sie ist den Werken eines im
Unterricht gelesenen Autors oder den Werken eines
anderen Autors, der den gelesenen sprachlich-stili-
stisch ähnlich ist und thematisch an sie anschließt,
zu entnehmen. Die Stelle muß inhaltlich leicht
durchschaubar und in sich geschlossen sein und darf
keine für den Prüfungskandidaten ungewohnten
sprachlichen Schwierigkeiten aufweisen. Dem Text
ist ein schriftlicher Hinweis voranzusetzen, der den
Zusammenhang, aus dem die Stelle stammt, erklärt
oder einen Anhaltspunkt für ihre thematische
Zuordnung gibt. Die Benützung eines Wörterbu-
ches ist zu gestatten.

(3) Bei sechsjährigem Latein hat die Interpreta-
tion in der Beantwortung von zwei oder drei
Interpretationsfragen, bei in der 5. Klasse begin-
nendem Latein in der Beantwortung von ein oder
zwei einfachen Interpretationsfragen zu bestehen.

Umfang und Inhalt der schriftlichen Klausurarbeit in
Griechisch

§ 11. (1) Die schriftliche Klausurarbeit in
Griechisch hat eine Übersetzung aus dem Griechi-
schen in die Unterrichtssprache sowie eine Interpre-
tation zu umfassen. Die Arbeitszeit hat vier Stunden
zu betragen.

(2) Im übrigen ist § 10 Abs. 2 und 3 wie für das in
der 5. Klasse beginnende Latein sinngemäß anzu-
wenden.

Umfang und Inhalt der schriftlichen Klausurarbeit in
der Ersten lebenden Fremdsprache

§ 12. (1) Die schriftliche Klausurarbeit in der
Ersten lebenden Fremdsprache hat

1. die Bearbeitung eines Hörtextes und
2. das Abfassen von Texten entweder

a) auf Grund von sprachlichen, bildlichen
oder graphischen Impulsen oder

b) anhand von Leitfragen zu einem vorgeleg-
ten längeren Text

zu umfassen. Die Arbeitszeit hat fünf Stunden zu
betragen, wobei auf die Aufgabe gemäß Z 1 die erste
Stunde und auf jene gemäß Z 2 die verbleibenden
vier Stunden entfallen. Eine Stunde nach Beginn der
Klausurarbeit sind den Prüfungskandidaten die
Aufgabenstellungen gemäß Z 2 vorzulegen. Der
Prüfungskandidat hat die von ihm gewählte
Aufgabenstellung innerhalb einer halben Stunde
dem aufsichtsführenden Lehrer bekanntzugeben.

(2) Bei der Behandlung der Aufgabenstellung
gemäß Abs. 1 Z 1 soll der Kandidat den Nachweis
erbringen, daß er in der Lage ist, einen ihm
unbekannten Hörtext in seinen wesentlichen
Inhalten zu erfassen, ihn in der Fremdsprache
möglichst eigenständig zusammenfassend wieder-
zugeben sowie Detailfragen zum Text in der
Fremdsprache zu beantworten. Bei dieser Aufga-
benstellung ist dem Prüfungskandidaten ein Hör-
text mittleren Schwierigkeitsgrades in der Dauer
von höchstens fünf Minuten zweimal vorzuspielen.
Das Abspielen des Textes ist in die Arbeitszeit
einzubeziehen. Der Text muß dem Erfahrungshori-
zont des Prüfungskandidaten entsprechen, darf ihm
aber nicht bekannt sein. Schwierige Eigennamen
sowie einzelne Vokabel, die für die Aufgabenstel-
lung wesentlich sind, sind dem Prüfungskandidaten
vor Abspielen des Textes schriftlich vorzulegen,
ebenso drei oder vier Fragen zur Überprüfung des
Detailverständnisses. Die Verwendung eines Wör-
terbuches ist nicht zulässig. Die bearbeitete
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Aufgabenstellung samt allfälligen Konzepten ist
nach Beendigung dieses Prüfungsteiles abzugeben.

(3) Bei der Aufgabenstellung gemäß Abs. 1 Z 2
lit. a sind dem Prüfungskandidaten sprachliche,
bildliche oder graphische Impulse vorzugeben.
Sofern ein Text Bestandteil der Aufgabenstellung
ist, darf er höchstens 150 Wörter umfassen. Der
Prüfungskandidat hat ausgehend von diesen Vorga-
ben je nach Aufgabenstellung entweder bis zu drei
Texte, die sich hinsichtlich des Standpunkts oder
der Textsorte unterscheiden, oder einen längeren
geschlossenen Text anhand von Leitfragen zu
verfassen.

(4) Bei der Aufgabenstellung gemäß Abs. 1 Z 2
lit. b ist dem Kandidaten ein gedanklich abgeschlos-
sener, im Unterricht nicht behandelter Originaltext
vorzulegen, welcher in Englisch, Französisch und
Italienisch etwa 500 bis 600 Wörter, in Russisch
etwa 400 Wörter umfassen soll.

(5) Bei den Aufgabenstellungen gemäß Abs. 1 Z 2
ist die Verwendung von ein- und zweisprachigen
Wörterbüchern gestattet.

Umfang und Inhalt der schriftlichen Klausurarbeit in
der Zweiten lebenden Fremdsprache

§ 13. Auf die schriftliche Klausurarbeit in der
Zweiten lebenden Fremdsprache ist § 12 über die
Erste lebende Fremdsprache mit der Maßgabe
anzuwenden, daß die Wiedergabe eines Hörtextes
entfällt und daß die Arbeitszeit fünf Stunden
beträgt. Der Textumfang beträgt etwa 400 Wörter.

Umfang und Inhalt der schriftlichen Klausurarbeit in
Mathematik

§ 14. (1) Die schriftliche Klausurarbeit in
Mathematik hat vier bis sechs Aufgaben zu
umfassen. Die Aufgaben sollen voneinander unab-
hängig sein. Die Aufgaben sollen sich nicht in
Berechnungen erschöpfen, sondern auch zum
Argumentieren, Darstellen und Interpretieren sowie
zum Anwenden von Mathematik in außermathema-
tischen Bereichen beitragen. Ist bei der Aufgaben-
stellung eine verschiedene Gewichtung vorgesehen,
so ist sie dem Prüfungskandidaten in geeigneter
Form vor Beginn der Arbeit bekanntzugeben. Die
Arbeitszeit hat vier Stunden zu betragen.

(2) Bei der Behandlung der Aufgaben soll der
Prüfungskandidat den Nachweis erbringen, daß er
wesentliche mathematische Lerninhalte erfaßt und
wesentliche Lernziele erreicht hat. Die Benützung.
einer Formelsammlung, eines mathematischen Ta-
bellenwerkes und eines elektronischen Rechengerä-
tes ist gestattet. Bei der Verwendung elektronischer
Rechengeräte müssen allen Prüfungskandidaten
Geräte annähernd gleicher Leistungsfähigkeit zur
Verfügung stehen.

Umfang und Inhalt der schriftlichen Klausurarbeit in
Darstellender Geometrie

§ 15. (1) Die schriftliche Klausurarbeit in
Darstellender Geometrie hat drei oder vier
Aufgaben zu umfassen. Ist bei der Aufgabenstellung
eine verschiedene Gewichtung vorgesehen, so ist sie
den Prüfungskandidaten in geeigneter Form vor
Beginn der Arbeit bekanntzugeben. Die Arbeitszeit
hat fünf Stunden zu betragen.

(2) Die Aufgaben sollen verschiedene geometri-
sche Formen, mindestens zwei verschiedenartige
Abbildungsverfahren und mindestens eine Problem-
lösung betreffen. Eine Aufgabe soll eine konkrete
Verbindung zur Technik aufweisen.

(3) Bei der Behandlung der Aufgaben soll der
Prüfungskandidat den Nachweis erbringen, daß er
befähigt ist, Aufgaben mittleren Schwierigkeitsgrads
zu lösen.

Umfang und Inhalt der schriftlichen Klausurarbeit in
Biologie und Umweltkunde

§ 16. (1) Die schriftliche Klausurarbeit in Biologie
und Umweltkunde hat drei oder vier Aufgaben zu
umfassen. Die Arbeitszeit hat vier Stunden zu
betragen.

(2) Bei der Behandlung der Aufgaben soll der
Prüfungskandidat den Nachweis erbringen, daß er
wesentliche Lerninhalte erfaßt und wesentliche
Lernziele erreicht hat und daß er imstande ist, die
entsprechenden Kenntnisse und Einsichten in
angemessener, fachlich und sprachlich richtiger
Form darzustellen.

Umfang und Inhalt der schriftlichen Klausurarbeit in
Physik

§ 17. (1) Die schriftliche Klausurarbeit in Physik
hat drei oder vier Aufgaben zu umfassen. Die
Arbeitszeit hat vier Stunden zu betragen.

(2) Bei der Behandlung der Aufgaben soll der
Prüfungskandidat den Nachweis erbringen, daß er
wesentliche Lerninhalte erfaßt und wesentliche
Lernziele erreicht hat und daß er imstande ist, die
entsprechenden Kenntnisse und Einsichten in
angemessener, fachlich und sprachlich richtiger
Form darzustellen.

4. Unterabschnitt

P r ü f u n g s g e b i e t e und Inhalt der
Hauptprüfung — mündl iche Prüfung

Prüfungsgebiete der mündlichen Prüfung

§ 18. (1) Die mündliche Prüfung hat entspre-
chend der Wahl des Prüfungskandidaten drei oder
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vier mündliche Teilprüfungen aus folgenden Grup-
pen von Prüfungsgebieten (§ 5) zu umfassen

1. Gegenstandsgruppe A: Religion, Deutsch, Ge-
schichte und Sozialkunde, Psychologie und
Philosophie, Musikerziehung, Bildnerische
Erziehung;

2. Gegenstandsgruppe B: Fremdsprachen (aus-
genommen Wahlpflichtgegenstände);

3. Gegenstandsgruppe C: Geographie und Wirt-
schaftskunde, Mathematik, Darstellende Geo-
metrie, Biologie und Umweltkunde, Chemie,
Physik, Informatik;

4. Gegenstandsgruppe D (nur am Wirtschafts-
kundlichen Realgymnasium): Geographie und
Wirtschaftskunde, Biologie und Umwelt-
kunde, Psychologie und Philosophie.

(2) Der Prüfungskandidat hat für die mündlichen
Teilprüfungen zu wählen

1. in allen Formen der allgemeinbildenden
höheren Schule eine lebende Fremdsprache;

2. im Gymnasium und Aufbaugymnasium aus
den Gegenstandsgruppen A, B oder C, mit der
Maßgabe, daß nicht sämtliche Prüfungsge-
biete der Gegenstandsgruppe B entstammen
dürfen;

3. im Realgymnasium, Oberstufenrealgymna-
sium mit Darstellender Geometrie oder mit
ergänzendem Unterricht in Biologie und
Umweltkunde sowie in Physik und Chemie,
ebenso im Aufbaurealgymnasium mindestens
ein wählbares Prüfungsgebiet aus der Gegen-
standsgruppe C;

4. im Wirtschaftskundlichen Realgymnasium
mindestens ein wählbares Prüfungsgebiet aus
der Gegenstandsgruppe D;

5. im Oberstufenrealgymnasium mit Instrumen-
talunterricht oder mit Bildnerischem Gestalten
und Werkerziehung mindestens ein wählbares
Prüfungsgebiet aus der Gegenstandsgruppe A;
zu dieser Gegenstandsgruppe treten die
Prüfungsgebiete Musikerziehung in Verbin-
dung mit Instrumentalunterricht sowie Bildne-
rische Erziehung in Verbindung mit Bildneri-
schem Gestalten und Werkerziehung.

(3) Das Prüfungsgebiet Religion darf nur von
solchen Prüfungskandidaten gewählt werden, die
entweder in der gesamten Oberstufe den Pflichtge-
genstand Religion besucht haben oder über die der
letzten Schulstufe vorangehenden Schulstufen eine
Externistenprüfung erfolgreich abgelegt haben. In
der letzten Schulstufe muß der Prüfungskandidat
diesen Pflichtgegenstand jedenfalls besucht haben.

(4) Der Freigegenstand Latein, Griechisch oder
Lebende Fremdsprache und der Wahlpflicht- oder
Freigegenstand Informatik dürfen nur von solchen
Prüfungskandidaten als Prüfungsgebiet gewählt
werden, die entweder den betreffenden Unterrichts-
gegenstand in mindestens drei Schulstufen der
Oberstufe besucht haben oder die über die der
letzten Schulstufe vorangehenden Schulstufen eine

Externistenprüfung erfolgreich abgelegt haben.
Jedenfalls müssen sie den Unterricht bis zum
lehrplanmäßigen Abschluß besucht haben.

(5) Die alternativen Pflichtgegenstände Musiker-
ziehung und Bildnerische Erziehung dürfen nur von
solchen Prüfungskandidaten als Prüfungsgebiet
gewählt werden, die den betreffenden Pflichtgegen-
stand in allen Schulstufen der Oberstufe besucht
oder ihn durch einen entsprechenden Wahlpflicht-
gegenstand bis in die letzte Schulstufe fortgesetzt
oder über die der letzten Schulstufe vorangehenden
Schulstufen eine Externistenprüfung erfolgreich
abgelegt haben. Jedenfalls müssen die Prüfungskan-
didaten den Unterricht bis zum lehrplanmäßigen
Abschluß besucht haben.

(6) Der Wahlpflicht- oder Freigegenstand Dar-
stellende Geometrie darf nur von solchen Prüfungs-
kandidaten als Prüfungsgebiet gewählt werden, die
diesen Unterrichtsgegenstand in zwei Schulstufen
der Oberstufe besucht haben oder die über die der
letzten Schulstufe vorangehende Schulstufe eine
Externistenprüfung erfolgreich abgelegt haben.
Jedenfalls müssen sie den Unterricht bis zum
lehrplanmäßigen Abschluß besucht haben.

(7) Im Falle einer Jahresprüfung ist eine
mündliche Teilprüfung abzulegen. Diese entfällt,
wenn die Jahresprüfung als praktische Prüfung
abzulegen ist oder wenn der das Prüfungsgebiet
bildende Pflichtgegenstand Prüfungsgebiet einer
mündlichen Teilprüfung gemäß Abs. 1 ist.

(8) Bei negativer Beurteilung von ein oder zwei
schriftlichen Klausurarbeiten sind ein bzw. zwei
zusätzliche mündliche Teilprüfungen abzulegen,
sofern die betreffenden Prüfungsgebiete nicht als
mündliche Teilprüfung gewählt worden sind.

Umfang und Inhalt der mündlichen Prüfungen im
allgemeinen

§ 19. (1) Die Teilprüfungen der mündlichen
Prüfung in den Gegenstandsgruppen A bis D (§ 18
Abs. 1) umfassen die betreffenden Prüfungsgebiete.

(2) In der mündlichen Prüfung hat der
Prüfungskandidat bei der Lösung der Aufgaben
seine Kenntnis des Prüfungsgebietes, seine Einsicht
in die Zusammenhänge zwischen den verschiedenen
Sachgebieten sowie seine Eigenständigkeit im
Denken und in der Anwendung des Lehrstoffes in
sachlich und sprachlich richtiger Ausdrucksweise
nachzuweisen.

(3) Alle mündlichen Teilprüfungen bestehen aus
einer Kernfrage und einer Spezialfrage; zusätzliche
mündliche Prüfungen nach negativ beurteilter
Klausurarbeit (§18 Abs. 8) bestehen aus zwei
Kernfragen.

(4) Kernfragen beziehen sich auf die wesentlichen
Bereiche des gesamten Lehrstoffes der Oberstufe im
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Hinblick auf die Lernziele des jeweiligen Prüfungs-
gebietes und betreffen Kenntnisse, Fertigkeiten und
Fähigkeiten. Im Laufe des ersten Semesters der
letzten Schulstufe sind die Schüler auf die
wesentlichen Lernziele und Themenbereiche des
Lehrstoffes der Oberstufe in den jeweiligen
Prüfungsgebieten hinzuweisen. Eine Zuordnung
einzelner Themenbereiche eines Prüfungsgebietes
an bestimmte Prüfungskandidaten vor der mündli-
chen Teilprüfung ist unzulässig.

(5) Spezialfragen beziehen sich auf Themenberei-
che aus dem gesamten Lehrstoff der Oberstufe, bei
denen Teilgebiete des Lehrstoffes vertiefend und
mit höheren Anforderungen an Detailkenntnisse,
Fertigkeiten und Fähigkeiten zu behandeln sind. Für
die Spezialfrage hat der Prüfungskandidat zu
Beginn des zweiten Semesters der letzten Schulstufe
in jedem der von ihm gewählten Prüfungsgebiete im
Einvernehmen mit dem fachlich zuständigen Prüfer
einen Themenbereich bekanntzugeben. Dieser muß
von Art und Umfang her mehrere verschiedene
Aufgabenstellungen zulassen und darf im Unterricht
nicht so weit vorbereitet werden, daß die Eigenstän-
digkeit der Prüfungsleistung beeinträchtigt würde.

Umfang und Inhalt der mündlichen Schwerpunkt-
prüfung

§ 20. (1) Die mündlichen Schwerpunktprüfungen
umfassen zusätzlich zur Kern- und Spezialfrage
(§ 19 Abs. 3 bis 5)

1. bei einer fächerübergreifenden Frage in
sinnvoller Fächerkombination den fächerüber-
greifenden Bereich von zwei Prüfungsgebieten
(§ 5), wobei sich diese Frage über die
fachspezifischen Bereiche und Problemstel-
lungen der jeweiligen Prüfungsgebiete hinaus-
gehend auf die Querverbindungen zwischen
den betreffenden Prüfungsgebieten zu erstrek-
ken hat, oder

2. bei einer vertiefenden Frage den Bereich eines
auf einen Pflichtgegenstand bezogenen vertie-
fenden und erweiternden Wahlpflichtgegen-
standes; hiebei ist die Einbeziehung von
fachspezifischen Bereichen, die nicht im
Lehrplan des vertiefenden und erweiternden
Wahlpflichtgegenstandes vorgesehen sind, zu-
lässig, sofern dies im Hinblick auf die
Bildungs- und Lehraufgabe des betreffenden
vertiefenden und erweiternden Wahlpflichtge-
genstandes und die Aufgabe der mündlichen
Schwerpunktprüfung sinnvoll und zweckmä-
ßig ist.

(2) Für die mündliche Schwerpunktprüfung hat
der Prüfungskandidat bei der fächerübergreifenden
Aufgabenstellung, über die Zielsetzungen des § 19
Abs. 2 hinausgehend, bei der Problemerfassung und
Problembegegnung Einblick und Verständnis in die
fächerübergreifenden Teilbereiche und ihre wesent-
lichen Zusammenhänge zu zeigen, bei der vertiefen-

den Frage Einblick und Verständnis in vertiefende
Sachgebiete sowie das schwerpunktartige Erfassen
von Sachverhalten und Problemen, ihren Ursachen
und Zusammenhängen. Dies hat in sachlich und
sprachlich richtiger Ausdrucksweise zu geschehen.

Umfang und Inhalt der auf die Fachbereichsarbeit
bezogenen mündlichen Prüfung

§ 21. (1) Die auf die Fachbereichsarbeit bezogene
mündliche Prüfung umfaßt zusätzlich zur Kern-
und zur Spezialfrage die Präsentation und die
Diskussion der Fachbereichsarbeit einschließlich
ihres fachlichen Umfeldes in einem Prüfungsge-
spräch.

(2) Hiebei hat der Prüfungskandidat, über die
Zielsetzungen des § 19 Abs. 2 hinausgehend, die
Fähigkeit zur Behandlung eines speziellen Themas,
das schwerpunktartige Erfassen von Sachverhalten
und Problemen, ihren Ursachen und Zusammen-
hängen sowie logisches und kritisches Denken zu
zeigen.

5. Unterabschnitt

Gegenstände der Zusatzprüfung zur Reifeprüfung

§ 22. Zusatzprüfungen können gemäß § 41 Abs. 2
des Schulorganisationsgesetzes, BGBl. Nr. 242/
1962, in der jeweils geltenden Fassung, in den
Unterrichtsgegenständen Latein, Griechisch oder
Darstellende Geometrie abgelegt werden. Diese
Zusatzprüfungen bestehen aus einer schriftlichen
und einer mündlichen Teilprüfung, auf welche die
entsprechenden Bestimmungen dieses Abschnitts
über die Klausurprüfung, bei Latein jene für Latein
ab der 5. Klasse, und über die mündliche Prüfung
anzuwenden sind.

3. ABSCHNITT

Durchführung der Reifeprüfung

1. Unterabschnitt

T h e m e n s t e l l u n g und Durchführung
der Vorprüfungen

Durchführung der pflichtigen Vorprüfung am
Realgymnasium und am Oberstufenrealgymnasium
unter besonderer Berücksichtigung der sportlichen

Ausbildung

§ 23. (1) Zur Ablegung der pflichtigen Vorprü-
fung aus Leibesübungen (§6 Z 1) sind Schüler der
7. Klasse berechtigt. Der Haupttermin hat in der
7. Klasse stattzufinden, er ist vier Wochen vorher
bekanntzugeben. Die Prüfungskandidaten haben
sich zum Haupttermin schriftlich beim Schulleiter
zwei Wochen vorher anzumelden; die Prüfungs-
kandidaten haben gleichzeitig mit der Anmeldung
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bekanntzugeben, aus welchen Prüfungsgebieten
(§ 5 Abs. 1 Z 8) sie die Vorprüfung ablegen. Der
erste Nebentermin ist ebenfalls in der 7. Klasse
vorzusehen, ein weiterer bis zum Beginn der
schriftlichen Klausurprüfung.

(2) Die Aufgabenstellungen sind jeweils für das
betreffende Prüfungsgebiet vom Prüfer mit Zustim-
mung des Vorsitzenden zu bestimmen.

Durchführung der pflichtigen Vorprüfung am
Werkschulheim Felbertal

§ 24. (1) Zur Ablegung der pflichtigen Vorprü-
fung am Werkschulheim Felbertal (fachliche Ab-
schlußprüfung, § 6 Z 2) sind Schüler der 8. Klasse
berechtigt. Der erste Nebentermin findet im
Dezember der 8. Klasse, der zweite im Mai oder
Juni der 9. Klasse statt. Die Prüfung besteht aus
einer praktischen, einer schriftlichen und einer
mündlichen Teilprüfung. Die Prüfungskandidaten
haben sich zur Vorprüfung bis spätestens Mitte
April der 8. Klasse schriftlich beim Schulleiter
anzumelden; zugleich mit der Anmeldung sind die
im betreffenden Unterrichtsgegenstand als Hausar-
beit angefertigten Pläne für die Durchführung der
praktischen Teilprüfung vorzulegen.

(2) Für die praktische Teilprüfung beträgt die
Arbeitszeit mindestens 80 und höchstens 100
Stunden. Sie ist innerhalb von höchstens vier
Wochen abzulegen. Die jeweilige konkrete Prü-
fungsdauer wird vom Prüfer unter Bedachtnahme
auf die Aufgabenstellung mit Zustimmung des
Vorsitzenden festgesetzt und bekanntgegeben.

(3) Die schriftliche Teilprüfung findet in der
ersten Woche der 9. Klasse stau. Aus dem
Prüfungsgebiet Fachkunde beträgt die Arbeitszeit
für Radiomechanik-Elektronik fünf Stunden, aus
dem Prüfungsgebiet Fachzeichnen für Tischlerei
und Schlosserei acht Stunden.

(4) Die mündliche Teilprüfung findet in der
zweiten Woche der 9. Klasse statt. Sie umfaßt im
Prüfungsgebiet Fachkunde eine Aufgabenstellung
und ein Prüfungsgespräch, auf das Prüfungsgebiet
Betriebswirtschaftslehre ist § 35 Abs. 2 anzuwenden.
Die Prüfungsdauer beträgt mindestens fünf bis
höchstens 20 Minuten.

(5) Die Aufgabenstellungen in den betreffenden
Prüfungsgebieten bzw. den jeweiligen Teilprüfun-
gen sind vom Prüfer mit Zustimmung des
Vorsitzenden zu bestimmen.

Themenstellung und Durchführung der Vorprüfung
in Form einer Fachbereichsarbeit

§ 25. (1) Jeder Lehrer, der in der betreffenden
Klasse einen für eine Fachbereichsarbeit wählbaren
Unterrichtsgegenstand des Prüfungskandidaten
(§§ 5 und 7 Abs. 1) unterrichtet, darf für höchstens
fünf Fachbereichsarbeiten Prüfer sein. Der Vor-
schlag für die Aufgabenstellung ist einvernehmlich

durch den zuständigen Prüfer und den Prüfungs-
kandidaten festzulegen sowie zu unterfertigen. Die
Vorschläge für die Aufgabenstellungen sind inner-
halb der zweiten Woche des Unterrichtsjahres dem
Schulleiter zu übergeben. Dieser hat sie der
Schulbehörde erster Instanz zur Zustimmung zu
übermitteln, welche innerhalb von zwei Wochen
Stellung zu nehmen hat. Die genehmigte Themen-
stellung ist dem Prüfungskandidaten unverzüglich
in geeigneter Weise mitzuteilen. Sie hat der
Zielsetzung der Fachbereichsarbeit (§ 7 Abs. 2) zu
dienen. Sofern die Schulbehörde erster Instanz die
beantragte Aufgabenstellung, insbesondere im Hin-
blick auf die Zielsetzung dieser Prüfung, ungeeignet
findet, ist die Vorlage neuer Vorschläge zu
verlangen.

(2) Die Vorprüfung in Form einer Fachbereichs-
arbeit ist vom Prüfungskandidaten als schriftliche
Hausarbeit abzulegen. Bei der Vorbereitung und
der Anfertigung der Arbeit ist der Prüfungskandidat
vom Prüfer (von den Prüfern) so zu betreuen, wie es
die Zielsetzung der Fachbereichsarbeit erfordert
und daß die Selbständigkeit der Leistungen des
Prüfungskandidaten nicht beeinträchtigt wird. Der
Prüfungskandidat ist vor Beginn der Arbeit auf die
Folgen der Verwendung unerlaubter Hilfen und
Hilfsmittel ausdrücklich hinzuweisen.

(3) Der Prüfungskandidat hat ein Begleitproto-
koll über die Art der Durchführung der Arbeit zu
führen, das jedenfalls die verwendeten Hilfsmittel
und Hilfestellungen sowie die Dokumentation des
Arbeitsablaufs zu enthalten hat. Ferner hat der
Prüfer Aufzeichnungen über die Betreuung der
Fachbereichsarbeit zu führen.

(4) Die Fachbereichsarbeit ist vom Prüfungskan-
didaten unter Anschluß des Begleitprotokolls in der
ersten Woche des zweiten Semesters dem Prüfer
(den Prüfern) zur Übergabe an die Prüfungskom-
mission (§ 35 SchUG) auszuhändigen.

(5) Vorgetäuschte Leistungen (zB wegen Gebrau-
ches unerlaubter Hilfsmittel oder Hilfen) sind nicht
zu beurteilen. In diesem Fall ist der Prüfungskandi-
dat zwar zur Ablegung der Klausurprüfung zum
Haupttermin berechtigt, hat aber anstelle der
Vorprüfung in Form einer Fachbereichsarbeit zum
darauffolgenden Termin im Rahmen der mündli-
chen Prüfung eine mündliche Schwerpunktprüfung
abzulegen.

2. Unterabschnitt

Durchführung der H a u p t p r ü f u n g

Erstellung der Aufgaben für die schriftliche
Klausurprüfung

§ 26. (1) Die für die einzelnen schriftlichen
Klausurarbeiten fachlich zuständigen Prüfer haben
ihren Vorschlag für die Aufgabenstellungen auszu-
arbeiten, zu unterfertigen und unter Gewährleistung
der Geheimhaltung zusammen mit den Unterlagen
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gemäß Abs. 3 sowie einer der Zahl der Prüfungs-
kandidaten entsprechenden Anzahl von Abschriften
persönlich dem Schulleiter zu übergeben. Dabei
sind zur Wahl vorzuschlagen:

1. in Deutsch zwei Gruppen von je drei
verschiedenartigen Themen (§ 9),

2. in Latein oder Griechisch zwei Texte für die
Übersetzung sowie diesen jeweils zugeordnet
die Interpretationsfragen in der Unterrichts-
sprache (§§ 10 und 11),

3. in den lebenden Fremdsprachen zwei The-
mengruppen mit jeweils einer Aufgabenstel-
lung auf Grund sprachlicher Impulse und einer
auf Grund eines längeren Textes (§ 12 Abs. 1
Z 2 lit. a und b und § 13), in der Ersten
lebenden Fremdsprache außerdem zwei Hör-
texte (§ 12 Abs. 1 Z 1) auf Kassette,

4. in Mathematik zwei Gruppen von je vier bis
sechs verschiedenartigen Aufgaben (§ 14); bei
Aufgaben verschiedenen Umfangs oder ver-
schiedener Schwierigkeit ist ihre Gewichtung
ersichtlich zu machen,

5. in Darstellender Geometrie zwei Gruppen von
je drei oder vier verschiedenartigen Aufgaben
(§ 15); bei Aufgaben verschiedenen Umfangs
oder verschiedener Schwierigkeit ist ihre
Gewichtung ersichtlich zu machen,

6. in Biologie und Umweltkunde sowie in Physik
zwei Gruppen von je drei oder vier Aufgaben
(§§16 und 17).

(2) Die Vorschläge für die schriftlichen Klausur-
arbeiten sind in den Aufgabenstellungen zu
variieren, aber im Schwierigkeitsgrad gleichwertig
zu halten. Sie dürfen im Unterricht nicht so weit
vorbereitet sein, daß ihre Bearbeitung keine
selbständige Leistung erfordert. Hingegen müssen
die Arbeitsformen im Unterricht ausreichend geübt
worden sein.

(3) Sofern der Prüfer beabsichtigt, den Prüfungs-
kandidaten Angaben zur Erleichterung des Ver-
ständnisses zur Verfügung zu stellen, hat er diese
der Aufgabenstellung beizufügen. Texte, die für
eine Interpretation bestimmt sind, sind anzuschlie-
ßen. In den lebenden Fremdsprachen ist dem
Vorschlag gemäß Abs. 1 Z 3 eine kurze Zusammen-
fassung der schriftlich vorgelegten Texte und der
Hörtexte in deutscher Sprache anzuschließen. In
Latein und Griechisch ist dem Vorschlag gemäß
Abs. 1 Z 2 eine deutsche Übersetzung der Texte
anzuschließen. In Mathematik und Darstellender
Geometrie sind den Vorschlägen gemäß Abs. 1 Z 4
und 5 Ausarbeitungen, in Biologie und Umwelt-
kunde sowie in Physik den Aufgabenstellungen
gemäß Abs. 1 Z 6 Dispositionen anzuschließen.

Erstellung der Aufgaben für die praktische Klausur-
prüfung

§ 27. Die für die praktischen Klausurarbeiten
fachlich zuständigen Prüfer haben im Rahmen ihrer

Vorschläge Aufgabenstellungen wie folgt zur Wahl
zu stellen:

1. für die praktische Klausurarbeit im Instrumen-
talunterricht sowie in Bildnerischem Gestalten
und Werkerziehung zwei Aufgabenstellungen
mit je zwei verschiedenartigen Aufgaben,

2. für die praktische Klausurarbeit in Leibes-
übungen zwei Aufgabenstellungen mit je ein
oder zwei Aufgaben aus den schwerpunktmä-
ßig durchgenommenen Übungsbereichen (zB
Gerätturnen).

Im übrigen ist § 26 Abs. 1 erster Satz und Abs. 2
sinngemäß anzuwenden.

Festsetzung der Aufgabenstellungen für die Klausur-
arbeiten

§ 28. (1) Der Schulleiter hat die Vorschläge für
die Aufgabenstellungen der schriftlichen und
praktischen Klausurarbeiten gegenzuzeichnen und
gemeinsam mit den Unterlagen gemäß § 26 Abs. 3 in
einem besonders gesicherten Umschlag mit dem
Vermerk „Zur eigenhändigen Öffnung durch den
zuständigen Landesschulinspektor" der Schulbe-
hörde erster Instanz, bei Höheren Internatsschulen
des Bundes mit dem Vermerk „Zur eigenhändigen
Öffnung durch den Leiter der zuständigen Ge-
schäftsabteilung des Bundesministeriums für Unter-
richt, Kunst und Sport" dem Bundesministerium für
Unterricht, Kunst und Sport, vorzulegen. Mit der
Bezeichnung der Schule, der Klasse und des
Prüfungsgegenstandes versehene Briefumschläge
für die Rückmittlung der Themen sind beizulegen.

(2) Die Vorlage hat zu folgenden Terminen zu
erfolgen:

1. für die schriftlichen Klausurarbeiten im
Haupttermin bis spätestens vier Wochen nach
Beginn des zweiten Semesters,

2. für die allfälligen praktischen Klausurarbeiten
innerhalb einer Woche nach der Klassenkon-
ferenz der letzten Schulstufe gemäß § 20
Abs. 6 SchUG,

3. für die Klausurarbeiten im ersten und zweiten
Nebentermin bis spätestens drei Wochen vor
Beginn der Klausurprüfung.

(3) Der Schulleiter hat die für die Prüfungskandi-
daten bestimmten Abschriften bis zum Prüfungstag
auf eine die Geheimhaltung verbürgende Weise
aufzubewahren.

(4) Die festgesetzten Aufgabenstellungen und die
Unterlagen gemäß § 26 Abs. 3 sind dem Schulleiter
unter Gewährleistung der Geheimhaltung rückzu-
mitteln. Nach Einlangen sind sie vom Schulleiter bis
zum Prüfungstag auf eine die Geheimhaltung
verbürgende Weise aufzubewahren.

(5) Sofern die Schulbehörde erster Instanz die
beantragte Aufgabenstellung, insbesondere im Hin-
blick auf den Lehrplan, ungeeignet findet, ist
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entweder eine Umgruppierung vorzunehmen oder
die Vorlage neuer Vorschläge zu verlangen.

(6) Aufgabenstellungen gemäß § 8 Abs. 2 (Jahres-
prüfungen) sind nicht vorlagepflichtig.

Durchführung der schriftlichen Klausurarbeiten

§29. (1) Der Schulleiter hat die für die
ordnungsgemäße Durchführung der schriftlichen
Klausurarbeiten notwendigen Vorkehrungen, wie
die Aufsichtsführung durch Lehrer in jedem
Prüfungsraum, zu treffen. Dabei ist die Zahl der
Prüfungskandidaten zu berücksichtigen.

(2) Die Reihenfolge der schriftlichen Klausurar-
beiten ist vom Schulleiter nach den organisatori-
schen Erfordernissen festzulegen und den Prü-
fungskandidaten spätestens eine Woche vor Beginn
der Klausurprüfung bekanntzugeben.

(3) Die bei den schriftlichen Klausurarbeiten zu
verwendenden Wörterbücher, Formelsammlungen
und mathematischen Tabellenwerke sind spätestens
zwei Tage vor der ersten Klausurarbeit abzugeben.
Sie sind nach Überprüfung durch den Prüfer
unmittelbar vor der jeweiligen Klausurarbeit an die
Prüfungskandidaten auszugeben.

(4) Die Prüfungskandidaten sind vor Beginn der
schriftlichen Klausurarbeit auf die Folgen der
Verwendung unerlaubter Hilfen und Hilfsmittel
ausdrücklich hinzuweisen (Abs. 9).

(5) Für die Klausurarbeit dürfen nur besonders
gekennzeichnetes Papier, das der Prüfungskandidat
unmittelbar nach der Ausgabe mit seinem Namen zu
versehen hat, und nur in den §§ 9 bis 14 genannte
Arbeitsbehelfe verwendet werden.

(6) Vor Beginn jeder schriftlichen Klausurarbeit
hat der Schulleiter oder im Falle seiner Verhinde-
rung ein von ihm beauftragter Vertreter in
Gegenwart der Prüfungskandidaten und des auf-
sichtsführenden Lehrers den Umschlag mit den
festgesetzten Aufgabenstellungen sowie den Um-
schlag mit den Abschriften zu öffnen.

(7) Aufgabenstellungen und Hinweise sind den
Prüfungskandidaten mündlich mitzuteilen und in
Abschrift vorzulegen. Die für die Mitteilung der
Aufgabenstellung verwendete Zeit ist in die
Arbeitszeit nicht einzurechnen.

(8) Sind den Prüfungskandidaten Aufgabenstel-
lungen zur freien Wahl gestellt, ist das zur
Bearbeitung gewählte Thema innerhalb einer halben
Stunde nach Beginn der schriftlichen Klausurarbeit
dem aufsichtsführenden Lehrer schriftlich bekannt-
zugeben. Diese Mitteilung ist der schriftlichen
Klausurarbeit nach deren Abgabe beizuschließen.
Die den Prüfungskandidaten zur Themenwahl
eingeräumte Zeit ist in die Arbeitszeit einzurechnen.

(9) Vorgetäuschte Leistungen (zB wegen Gebrau-
ches unerlaubter Hilfsmittel oder Hilfen) sind nicht
zu beurteilen. In diesem Fall ist die schriftliche
Klausurarbeit im nächstfolgenden Prüfungstermin
mit neuer Aufgabenstellung zu wiederholen. Der
Prüfungskandidat darf zwar in jenem Prüfungster-
min, in dem er die Klausurprüfung begonnen hat,
diese fortsetzen, zur mündlichen Prüfung darf er
jedoch erst im nächstfolgenden Prüfungstermin
nach der Wiederholung der nicht beurteilten
Klausurarbeit antreten. Die beurteilten Klausurar-
beiten behalten ihre Gültigkeit.

(10) Unerlaubte Hilfsmittel, deren sich der
Prüfungskandidat bedienen könnte, sind ihm
abzunehmen, dem Prüfungsprotokoll anzuschlie-
ßen und nach dem betreffenden Prüfungstermin
zurückzugeben.

(11) Das Verlassen des Prüfungsraumes während
der schriftlichen Klausurarbeit ist nur in dringenden
Fällen und nur einzeln zu gestatten. Das Verlassen
jenes Teiles des Schulgebäudes, in dem die
Klausurarbeit stattfindet, ist vor Ablieferung der
schriftlichen Klausurarbeit des betreffenden Prü-
fungskandidaten unzulässig. Bis zum Abschluß der
Prüfung dürfen weder Arbeiten noch Teile davon
oder Abschriften aus dem Prüfungsraum fortge-
nommen werden.

(12) Jeder Prüfungskandidat hat nach Beendi-
gung der schriftlichen Klausurarbeit seine Arbeit,
alle Entwürfe, Unterlagen und Aufzeichnungen
einschließlich des zur Verfügung gestellten beson-
ders gekennzeichneten Papiers abzugeben und den
Teil des Schulgebäudes, in dem die Klausurarbeit
stattfindet, unverzüglich zu verlassen.

(13) Über den Verlauf der schriftlichen Klausur-
arbeiten ist vom jeweils aufsichtsführenden Lehrer
ein Protokoll zu führen, in dem Beginn und Ende
der Aufsicht, Beginn und Ende der Abwesenheit
einzelner Prüfungskandidaten vom Prüfungsraum,
der Zeitpunkt der Ablieferung der einzelnen
Klausurarbeiten, die Anzahl der Beilagen sowie
etwaige besondere Vorkommnisse, insbesondere
solche gemäß Abs. 9, 10 und 14 erster Satz, zu
verzeichnen sind.

(14) Tritt ein unvorhergesehenes Ereignis ein, das
die körperliche Sicherheit oder die Gesundheit der
Prüfungskandidaten gefährdet oder den ordnungs-
gemäßen Ablauf einer schriftlichen Klausurarbeit
schwerwiegend beeinträchtigt, so ist diese Klausur-
arbeit unverzüglich abzubrechen und die Schulbe-
hörde erster Instanz umgehend zu verständigen. In
diesem Falle ist diese Klausurarbeit nach Möglich-
keit im selben Prüfungstermin, andernfalls im
nächstfolgenden Prüfungstermin, jedenfalls mit
neuer Aufgabenstellung zu wiederholen.

Durchführung der schriftlichen Jahresprüfung

§ 30. Die schriftliche Jahresprüfung ist an dem
auf die Durchführung der Klausurarbeiten gemäß



173. Stück — Ausgegeben am 19. Juli 1990 — Nr. 432 3001

§ 8 Abs. 1 folgenden Schultag durchzuführen. Die
Arbeitszeit hat 100 Minuten zu betragen. Die
Aufgabenstellungen sind dem Lehrstoff der letzten
Schulstufe zu entnehmen. Im übrigen ist § 29 Abs. 1,
3 bis 5 und 9 bis 14 anzuwenden.

Durchführung der praktischen Klausurarbeit einer
Jahresprüfung

§ 31. Auf die Durchführung der allfälligen
praktischen Klausurarbeiten ist § 36 anzuwenden.

Durchführung der schriftlichen Klausurarbeit einer
Zusatzprüfung zur Reifeprüfung

§ 32. Die schriftliche Klausurarbeit einer Zusatz-
prüfung hat an dem für den betreffenden
Prüfungskandidaten gemäß § 33 prüfungsfreien
Schultag im Rahmen der Klausurprüfung stattzufin-
den, sofern dies aus organisatorischen Gründen
möglich ist. Ist dies aus organisatorischen Gründen
nicht möglich, so hat die schriftliche Klausurarbeit
innerhalb von zwei Tagen nach Abschluß der
sonstigen schriftlichen Klausurarbeiten stattzufin-
den. Auf diese schriftliche Klausurarbeit ist § 29
Abs. 1, 3 bis 5 und 9 bis 14 anzuwenden.

Prüfungsfreie Tage

§ 33. (1) Zwischen den schriftlichen Klausurar-
beiten, die an je einem Schultag festzusetzen sind, ist
für jeden Prüfungskandidaten, der vier Klausurar-
beiten zu absolvieren hat, mindestens ein prüfungs-
freier Tag festzusetzen. Die Festsetzung dieses
Tages ist vom Schulleiter nach den organisatori-
schen Erfordernissen zu treffen. Dies gilt auch für
die Nebentermine, sofern wenigstens einer der
Prüfungskandidaten mindestens drei schriftliche
Klausurarbeiten abzulegen hat.

(2) In der unterrichtsfreien Zeit zwischen der
Klausurprüfung und der mündlichen Prüfung im
Haupttermin sind Arbeitsgruppen einzurichten, an
denen die Prüfungskandidaten teilnehmen können
und in denen sich Lehrer und Prüfungskandidaten
mit Problemen und Stoffgebieten der jeweiligen
Prüfungsgegenstände beschäftigen. Dabei dürfen
die für die mündliche Prüfung vorgesehenen
Aufgaben keinesfalls so weit vorbereitet werden,
daß ihre Lösung keine selbständige Leistung
erfordert.

Allgemeine Bestimmungen über die Durchführung
der mündlichen Teilprüfungen

§ 34. (1) Die mündliche Prüfung hat im
Haupttermin frühestens vier Wochen nach dem
Abschluß der Klausurprüfung zu beginnen. Für die
Nebentermine ist zwischen der Klausurprüfung und
der mündlichen Prüfung ein Zeitraum von minde-

stens drei Wochen festzusetzen. Hiebei haben
Klausurprüfungen von Jahres- und Zusatzprüfun-
gen außer Betracht zu bleiben.

(2) Die mündlichen Teilprüfungen dürfen nicht
vor 7.30 Uhr beginnen und haben spätestens um
20.00 Uhr zu enden. Die dem Prüfungskandidaten
eingeräumte Vorbereitungszeit sowie die für die
Beurteilung der Leistungen erforderliche Zeit ist in
diese Zeitspanne nicht einzurechnen.

(3) Die Einteilung der Prüfungskandidaten auf
die einzelnen Prüfungshalbtage ist vom Schulleiter
vorzunehmen und durch Anschlag in der Schule
spätestens eine Woche vor Beginn der mündlichen
Prüfung bekanntzugeben.

(4) Dem Vorsitzenden obliegt die Leitung der
mündlichen Prüfung.

(5) Würde wegen Verhinderung des Schulleiters
die Zahl der Mitglieder der Prüfungskommission
unter vier sinken, hat der Schulleiter auf jeden Fall
einen zusätzlichen Vertreter zu bestimmen.

(6) Das Reifeprüfungsprotökoll ist nach Mög-
lichkeit vom Klassenvorstand zu führen.

Aufgabenstellung für die mündlichen Teilprüfungen

§ 35. (1) Dem Prüfungskandidaten sind für jede
mündliche Teilprüfung, soweit die folgenden
Absätze nicht anderes bestimmen, jeweils drei
verschiedenartige und voneinander unabhängige
Fragen schriftlich vorzulegen, und zwar

1. zwei Kernfragen aus den wesentlichen Berei-
chen des Lehrstoffes der Oberstufe gemäß § 19
Abs. 4 und

2. eine Spezialfrage aus dem gemäß § 19 Abs. 5
einvernehmlich festgelegten Themenbereich.

Der Prüfungskandidat hat von den vorgelegten
Kernfragen eine zu wählen.

(2) Bei zusätzlichen mündlichen Prüfungen
gemäß § 19 Abs. 3 sind dem Prüfungskandidaten
drei Kernfragen aus den wesentlichen Bereichen des
Lehrstoffes der Oberstufe vorzulegen. Der Prü-
fungskandidat hat davon zwei zu wählen.

(3) Je nach der gewählten Form der mündlichen
Schwerpunktprüfung (§ 20 Abs. 1) sind dem Prü-
fungskandidaten zusätzlich zu den Kernfragen und
der Spezialfrage gemäß Abs. 1 schriftlich zwei
verschiedenartige und voneinander unabhängige
Fragen fächerübergreifender oder vertiefender Art
vorzulegen. Der Prüfungskandidat hat aus den
vorgelegten Fragen eine zu wählen.

(4) Bei der auf die Fachbereichsarbeit bezogenen
mündlichen Teilprüfung ist dem Prüfungskandida-
ten zusätzlich zu den Kern- und Spezialfragen
gemäß Abs. 1 schriftlich eine Aufgabenstellung zur
Thematik der Fachbereichsarbeit vorzulegen, aus
deren Behandlung sich ein Prüfungsgespräch gemäß
§ 21 Abs. 1 zu ergeben hat.
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(5) Die Aufgabenstellungen sind jeweils für das
betreffende Prüfungsgebiet vom Prüfer mit Zustim-
mung des Vorsitzenden zu bestimmen. Eine
Streuung über den Stoff der Oberstufe ist
anzustreben. Werden durch die Aufgabenstellung
zwei Prüfer betroffen, haben diese einvernehmlich
vorzugehen.

(6) Im Rahmen der Spezialfrage sind in Deutsch
und in den Fremdsprachen Aufgaben im Zusam-
menhang mit einem Text (auch unter sprachreflek-
torischem Aspekt), in der lebenden Fremdsprache
allenfalls als Tonband- oder Videoaufzeichnung,
vorzusehen; in Informatik ist mindestens eine
Aufgabe, die am Computer zu lösen ist, zu stellen; in
Chemie und Physik sind Aufgaben im Zusammen-
hang mit praktischer Aufgabenstellung zulässig. In
allen Prüfungsgebieten ist die Interpretation eines
vorgelegten angemessenen wissenschaftlichen Tex-
tes, von entsprechenden Objekten und bildlichen
Darstellungen oder die Vorgabe sonstiger geeigne-
ter Impulse zulässig. Die Spezialfrage ist nicht (nur)
in einem Referat des Prüfungskandidaten zu
behandeln, sondern in einem Prüfungsgespräch.

(7) In Musikerziehung und Instrumentalunter-
richt, in Bildnerischer Erziehung, in Bildnerischem
Gestalten und Werkerziehung sowie in Darstellen-
der Geometrie hat der Prüfungskandidat in
geeigneter Form und im Zusammenhang mit der
Spezialfrage auch eine Probe seines praktischen
Könnens zu geben (zB eine instrumentale Vorfüh-
rung oder die Anfertigung einer Skizze sowie die
Vorlage von Arbeiten, die im Laufe der letzten
beiden Klassen angefertigt worden sind). In
Musikerziehung kann der Prüfer den Prüfungskan-
didaten mit dessen Zustimmung auch Gelegenheit
zu einer kurzen Vorführung seines praktischen
Könnens im Zusammenhang mit dem gewählten
Themenbereich geben. Musikalische Zuspielungen
können in die Prüfung integriert werden.

(8) Gleichzeitig mit der Aufgabenstellung sind
dem Prüfungskandidaten vom Prüfer die allenfalls
zur Bearbeitung der Aufgaben erforderlichen
Hilfsmittel vorzulegen, wobei darauf zu achten ist,
daß sich die Lösung der Aufgabe aus der Benützung
dieser Hilfsmittel allein nicht ableiten läßt. Schwie-
rige Einzelheiten, die die Lösung der gestellten
Aufgabe ohne Benützung besonderer Hilfsmittel
nicht erwarten lassen, können vom Prüfer dem
Prüfungskandidaten bekanntgegeben werden.

Durchführung der mündlichen Teilprüfungen

§ 36. (1) Jeder Prüfungskandidat hat an dem
Halbtag, an dem seine mündliche Prüfung beginnt,
alle mündlichen Teilprüfungen abzulegen. Dies gilt
jedoch nicht für den Fall, daß der Prüfungskandidat
mehr als vier Teilprüfungen abzulegen hat. In
diesem Fall sind die Teilprüfungen auf die beiden
Halbtage eines Tages zu verteilen.

(2) Die Reihenfolge der einzelnen mündlichen
Teilprüfungen ist vom Schulleiter im Einvernehmen
mit dem Vorsitzenden festzulegen.

(3) Zur Vorbereitung auf jede Teilprüfung ist
jedem Prüfungskandidaten eine angemessene Frist,
insbesondere bei graphischen oder praktischen
Aufgabenstellungen, mindestens jedoch 20 Minu-
ten, einzuräumen. Zur Vorbereitung auf eine
mündliche Schwerpunktprüfung ist darüber hinaus
eine Frist von mindestens zehn Minuten einzuräu-
men.

(4) Zur selben Zeit darf von der Prüfungskom-
mission nur ein Prüfungskandidat geprüft werden,
doch können während der mündlichen Teilprüfung
eines Prüfungskandidaten Aufgaben an andere
Prüfungskandidaten zur Vorbereitung ausgegeben
werden.

(5) Die Prüfung ist so zu gestalten, daß der
Prüfungskandidat bei der Lösung der Aufgaben
seine Kenntnis des Prüfungsgebiets, seine Einsicht
in die Zusammenhänge zwischen verschiedenen
Sachgebieten sowie seine Eigenständigkeit im
Denken und in der Anwendung des Lehrstoffes
nachweisen kann (§ 38 Abs. 1 SchUG). Auf eine
sachlich und sprachlich richtige Ausdrucksweise der
Prüfungskandidaten ist Wert zu legen. Schriftliche
und graphische Teile der Beantwortung sind mit
Hilfe einer Tafel oder in Projektion für die
Prüfungskommission sichtbar zu machen.

(6) Für jede einzelne mündliche Teilprüfung ist
nicht mehr Zeit zu verwenden, als für die
Gewinnung eines sicheren Urteils über die Kennt-
nisse der Prüfungskandidaten erforderlich ist. Die
Prüfungszeit darf für eine Teilprüfung 15 Minuten
nicht überschreiten und fünf Minuten nicht
unterschreiten. In Musikerziehung und Instrumen-
talunterricht beträgt die Höchstdauer 20 Minuten
und die Mindestdauer zehn Minuten. Diese Zeiten
erhöhen sich für die Teilprüfungen, die die
mündliche Schwerpunktprüfung oder die Fachbe-
reichsarbeit betreffen, um insgesamt jeweils zehn
Minuten. Die Begrenzung der Prüfungszeit obliegt
dem Prüfer mit Zustimmung des Vorsitzenden. Im
Falle schwerer körperlicher Behinderung des
Prüfungskandidaten (§ 46) ist ihm nach Maßgabe
der Behinderung diejenige Zeit zur Verfügung zu
stellen, die für eine ausreichende Beurteilung seiner
Leistungen erförderlich ist.

(7) Der Vorsitzende ist berechtigt, die Prüfungs-
dauer für die erste vom Prüfungskandidaten
behandelte Aufgabe zu begrenzen. Der Vorsitzende
ist weiters berechtigt, sich an den mündlichen
Teilprüfungen im Zusammenhang mit den vom
Prüfer gestellten Fragen zu beteiligen.

(8) Bedient sich ein Prüfungskandidat bei der
Lösung einer Aufgabe unerlaubter Hilfsmittel oder
Hilfen, ist die betreffende Aufgabe nicht zu
beurteilen und eine andere Aufgabe zu stellen oder
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ein anderes Thema mit neuer Aufgabenstellung
zuzuweisen.

(9) Für jede mündliche Teilprüfung sind die vom
Prüfungskandidaten behandelten Aufgaben (samt
Anführung der ihnen beigegebenen Hilfsmittel und
Hilfen) im Reifeprüfungsprotokoll festzuhalten.

Durchführung der mündlichen Jahresprüfung

§ 57. (1) Die mündliche Jahresprüfung ist im
Rahmen der Hauptprüfung gemeinsam mit der
mündlichen Prüfung des betreffenden Prüfungskan-
didaten abzulegen. Die §§ 34, 35 Abs. 5 und § 36
sind entsprechend anzuwenden.

(2) Dem Prüfungskandidaten sind zwei verschie-
denartige und voneinander unabhängige Aufgaben
schriftlich vorzulegen, die dem Lehrstoff der letzten
Schulstufe zu entnehmen sind. Die Aufgabenstel-
lungen in der mündlichen Jahresprüfung sind vom
Prüfer mit Zustimmung des Vorsitzenden zu
bestimmen. Die mündliche Jahresprüfung ist so zu
gestalten, daß der Prüfungskandidat bei der Lösung
der Aufgaben seine Kenntnisse im Unterrichtsge-
genstand der Jahresprüfung, seine Einsicht in die
Zusammenhänge zwischen verschiedenen Sachge-
bieten sowie seine Eigenständigkeit im Denken und
in der Anwendung des Lehrstoffes nachweisen
kann.

Durchführung der mündlichen Zusatzprüfung

§ 38. Die mündliche Zusatzprüfung ist im
Rahmen der mündlichen Prüfung abzulegen. Auf
die mündliche Zusatzprüfung sind die §§ 34, 35
Abs. 5 bis 8 und § 36 entsprechend anzuwenden.

4. ABSCHNITT

Beurteilung der Leistungen bei der Reifeprüfung

Grundsätze für die Leistungsbeurteilung

§ 39. (1) Grundlage für die Leistungsbeurteilung
sind die vom Prüfungskandidaten bei der Lösung
der Aufgaben erwiesene Kenntnis des Prüfungsge-
biets, die hiebei gezeigte Einsicht in die Zusammen-
hänge zwischen verschiedenen Sachgebieten, die
Eigenständigkeit im Denken und in der Anwendung
des Lehrstoffes sowie die Erreichung des allgemei-
nen Bildungszieles der allgemeinbildenden höheren
Schulen und der Bildungs- und Lehraufgabe sowie
der Lernziele des betreffenden Prüfungsgebiets. Im
übrigen finden die Bestimmungen des § 11 Abs. 2, 5
bis 7, 9 und 10 erster Satz, der §§ 12 bis 14, des § 15
Abs. 1 lit. a, 2 bis 4 und des § 16 der Leistungsbeur-
teilungsverordnung, BGBl. Nr. 371/1974, in der
jeweils geltenden Fassung Anwendung.

(2) Abs. 1 ist sowohl auf die Beurteilung der
einzelnen Teilprüfungen der Hauptprüfung (Klau-

surarbeiten und mündliche Teilprüfungen) und
einer allfälligen Vorprüfung als auch auf die
Beurteilung des jeweiligen gesamten Prüfungsge-
biets anzuwenden. Für die positive Beurteilung einer
mündlichen Teilprüfung ist eine zumindest ausrei-
chende Beantwortung jeder einzelnen Prüfungs-
frage in den wesentlichen Bereichen erforderlich.
Bei der Beurteilung eines Prüfungsgebiets, aus dem
eine Klausurprüfung und eine mündliche Prüfung
abgelegt worden sind, ist eine bessere Note als
„Nicht genügend" auch bei einer auf „Nicht
genügend" lautenden Teilbeurteilung festzusetzen,
wenn dies dem Gesamtbild der Leistungen in dem
betreffenden Prüfungsgebiet entspricht.

(3) Die Teilbeurteilungen, die Beurteilungen in
den einzelnen Prüfungsgebieten und die Gesamtbe-
urteilung der Reifeprüfung hat die zuständige
Prüfungskommission in nichtöffentlicher Sitzung
vorzunehmen.

(4) Die Beschlüsse der Prüfungskommissionen
sind gemäß § 35 Abs. 3 und 4 SchUG zu fassen. Ist
der Vorsitzende der jeweiligen Prüfungskommis-
sion der Meinung, daß ein Beschluß der Prüfungs-
kommission gegen Rechtsvorschriften verstößt, hat
er diesen Beschluß auszusetzen und die Weisung der
Schulbehörde erster Instanz einzuholen.

(5) Die Teilbeurteilungen sowie die Beurteilung
der Leistungen in den einzelnen Prüfungsgebieten
und die Gesamtbeurteilung sind in das Reifeprü-
fungsprotokoll aufzunehmen. Ferner ist die Begrün-
dung der negativen Beurteilungen für ein Prüfungs-
gebiet in das Reifeprüfungsprotokoll aufzunehmen.

Beurteilung der Vorprüfungen

§ 40. (1) Die Vorprüfung in Form einer
Fachbereichsarbeit ist vom Prüfer (von den Prüfern)
unverzüglich zu überprüfen, wobei fehlerhafte
Stellen deutlich zu kennzeichnen sind. Sofern bei
einer Vorprüfung in Form einer Fachbereichsarbeit
fachspezifische Bereiche, die im Lehrplan des
betreffenden Unterrichtsgegenstandes nicht vorge-
sehen sind, in die Prüfung einbezogen worden sind,
ist bei der Leistungsbeurteilung auch diesbezüglich
der Grad der Erfüllung der Zielsetzung einer
Fachbereichsarbeit (§ 7 Abs. 2) zu bewerten. Die
Arbeit ist mit einem begründeten Beurteilungsantrag
zu versehen; wird eine Fachbereichsarbeit von zwei
Prüfern beurteilt, so haben diese den Beurteilungs-
antrag einvernehmlich zu stellen. Anschließend ist
die Fachbereichsarbeit mit dem Begleitprotokoll
(§ 25 Abs. 3) und etwaigen sonstigen Unterlagen des
Prüfungskandidaten dem Vorsitzenden vorzulegen.

(2) Die Teilbeurteilung für die Vorprüfung in
Form einer Fachbereichsarbeit ist auf Grund eines
vom Prüfer (von den Prüfern) gestellten Beurtei-
lungsantrages von der Prüfungskommission in einer
vom Vorsitzenden einzuberufenden Sitzung späte-
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stens drei Wochen vor Beginn der Klausurprüfung
festzusetzen.

(3) Erfolgt die Teilbeurteilung einer Vorprüfung
in Form einer Fachbereichsarbeit mit „Nicht
genügend", darf die Reifeprüfung nur im Sinne des
§ 3 Abs. 1 Z 1 oder Z 2 fortgesetzt werden. Die
diesbezüglich erforderlichen zusätzlichen Bekannt-
gaben im Sinne des § 4 Abs. 1 haben spätestens eine
Woche vor Beginn der Klausurprüfung zu erfolgen.
Der Prüfungskandidat darf zur Klausurprüfung und
zu jenen mündlichen Teilprüfungen, die keine
mündliche Schwerpunktprüfung enthalten, im
Haupttermin, zur mündlichen Teilprüfung mit
Schwerpunktsetzung jedoch erst im nächstfolgen-
den Prüfungstermin antreten.

(4) Auf mündliche und praktische Vorprüfungen
ist, soweit nicht die Abs. 2, 5 und 6 betroffen sind,
§ 42 anzuwenden.

(5) Die Leistungen des Prüfungskandidaten in
den einzelnen Teilprüfungen der pflichtigen Vor-
prüfung aus Leibesübungen sind auf Grund vom
Prüfer des jeweiligen Prüfungsgebietes gestellter
Beurteilungsanträge gesondert zu beurteilen, so-
dann hat die Prüfungskommission die einzelnen
Teilbeurteilungen festzusetzen. Auf Grund der
Beurteilungen der Teilprüfungen hat die Prüfungs-
kommission eine Gesamtbeurteilung der Vorprü-
fung festzusetzen, wobei eine bessere Note als
„Nicht genügend" auch bei einer auf „Nicht
genügend" lautenden Teilbeurteilung festzusetzen
ist, wenn der Prüfungskandidat in mindestens einem
anderen Prüfungsgebiet überdurchschnittliche Lei-
stungen erbracht hat. Im Vorprüfungszeugnis sind
die Gesamtbeurteilung sowie die Beurteilung jeder
Teilprüfung gesondert auszuweisen.

(6) Sofern die Teilbeurteilung mit „Nicht
genügend" festgesetzt wird, ist im Anschluß an die
Prüfung ein Vorprüfungszeugnis mit dem Vermerk
„Nicht bestanden" auszustellen.

Beurteilung der schriftlichen Klausurarbeiten

§ 41. (1) Die schriftlichen Klausurarbeiten sind
vom Prüfer unverzüglich zu überprüfen, wobei
Fehler deutlich zu kennzeichnen sind. Die Arbeiten
sind mit einem begründeten Beurteilungsantrag zu
versehen.

(2) Anschließend sind die Arbeiten mit den
Unterlagen (§ 26 Abs. 3) den übrigen Mitgliedern
der Prüfungskommission zur Durchsicht zugäng-
lich zu machen und sodann dem Vorsitzenden
vorzulegen.

(3) Die Teilbeurteilungen für die schriftlichen
Klausurarbeiten sind auf Grund eines vom Prüfer
gestellten Beurteilungsantrages von der Prüfungs-
kommission in einer unter Bedachtnahme auf Abs. 4

vom Vorsitzenden einzuberufenden Sitzung festzu-
setzen.

(4) Sofern eine Teilbeurteilung mit „Nicht
genügend" festgesetzt wird, ist dies dem Prüfungs-
kandidaten spätestens zwei Wochen vor Beginn
seiner mündlichen Prüfung nachweislich bekannt-
zugeben.

(5) Erfolgt die Teilbeurteilung von mehr als zwei
schriftlichen Klausurarbeiten mit „Nicht genü-
gend", dann gelten diese Teilbeurteilungen als
Beurteilung der betreffenden Prüfungsgebiete. Die
Gesamtbeurteilung ist im Reifeprüfungszeugnis mit
„Nicht bestanden" festzusetzen.

Beurteilung der mündlichen und der praktischen
Teilprüfungen und Gesamtbeurteilung der Reifeprü-

fung

§ 42. (1) Die Beurteilung der mündlichen und der
praktischen Teilprüfungen hat am Ende jedes
Halbtages für jene Prüfungskandidaten stattzufin-
den, die am jeweiligen Halbtag die Reifeprüfung
beendet haben.

(2) Die Beurteilung der von den Prüfungskandi-
daten in den Teilprüfungen gemäß Abs. 1 erbrach-
ten Leistungen hat auf Grund des vom Prüfer des
jeweiligen Prüfungsgebiets zu stellenden und zu
begründenden Beurteilungsantrages zu erfolgen.

(3) Die Leistungen des Prüfungskandidaten bei
der Beantwortung der fächerübergreifenden bzw.
der vertiefenden Frage im Rahmen einer allfälligen
mündlichen Schwerpunktprüfung sind in die
Teilbeurteilung(en) der betreffenden beiden Prü-
fungsgebiete bzw. des betreffenden Prüfungsgebie-
tes miteinzubeziehen.

(4) Die Prüfungskommission hat auch dann die
Beurteilung der vom Prüfungskandidaten abgeleg-
ten Teilprüfungen zu beschließen, wenn dieser die
Reifeprüfung nicht abgeschlossen hat.

(5) Auf Grund der Beurteilung der Teilprüfungen
(einschließlich der Teilbeurteilung der Vorprüfun-
gen und der schriftlichen Klausurarbeiten) hat die
Prüfungskommission sodann die Beurteilung der
Leistungen in den einzelnen Prüfungsgebieten
festzusetzen.

(6) Die gemäß § 38 Abs. 4 SchUG festgesetzten
Gesamtbeurteilungen der Leistungen der Prüfungs-
kandidaten sind unmittelbar nach dem Ende der
Festsetzung der Gesamtbeurteilung vom Vorsitzen-
den in Gegenwart der Mitglieder der Prüfungskom-
mission den Prüfungskandidaten mitzuteilen.

(7) Die in das Reifeprüfungsprotokoll aufzuneh-
mende Beurteilung der Reifeprüfung ist vom
Vorsitzenden sowie von allen Mitgliedern der
Prüfungskommission zu unterfertigen.
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5. ABSCHNITT

Wiederholung der Prüfung

Umfang und Prüfungstermine der Prüfungswieder-
holung

§ 43. (1) Wenn die Beurteilung in einem oder
mehreren Prüfungsgebieten einer pflichtigen Vor-
prüfung oder in einem oder zwei Prüfungsgebieten
der Hauptprüfung auf „Nicht genügend" lautet, ist
der Prüfungskandidat zur Wiederholung der
Prüfung aus dem betreffenden Prüfungsgebiet (den
betreffenden Prüfungsgebieten) zum nächstfolgen-
den Prüfungstermin zuzulassen. Im Falle der
Pflichtigen Vorprüfung aus Leibesübungen ist § 40
Abs. 5 anzuwenden.

(2) Wenn die Beurteilung in drei Prüfungsgebie-
ten der Hauptprüfung auf „Nicht genügend" lautet,
ist der Prüfungskandidat zur Wiederholung der
Prüfung aus diesen Prüfungsgebieten zum über-
nächsten Prüfungstermin zuzulassen.

(3) Wenn die Beurteilung in mehr als drei
Prüfungsgebieten der Hauptprüfung auf „Nicht
genügend" lautet, ist der Prüfungskandidat zur
Wiederholung der Prüfung aus diesen Prüfungsge-
bieten zum drittfolgenden Prüfungstermin zuzulas-
sen.

(4) Im Falle des § 41 Abs. 5 ist der Prüfungskandi-
dat zur Wiederholung der Prüfung zum nächstfol-
genden Prüfungstermin zuzulassen.

(5) Die Wiederholung der Prüfung ist in der
gleichen Art wie die ursprüngliche Prüfung
abzulegen. Sofern nicht in sämtlichen Prüfungsge-
bieten der Hauptprüfung die Beurteilung auf „Nicht
genügend" lautet, ist eine positiv beurteilte Klausur-
arbeit nicht zu wiederholen.

(6) Bei der Wiederholung eines Prüfungsgebietes,
das Gegenstand einer mündlichen Schwerpunktprü-
fung war, hat der Prüfungskandidat eine Frage aus
dem fächerübergreifenden Bereich beider Prüfungs-
gebiete oder eine vertiefende Frage und je eine
Kern- und eine Spezialfrage aus jenem Prüfungsge-
biet zu behandeln, das mit „Nicht genügend"
beurteilt worden ist.

(7) Bei den Beurteilungen der Wiederholung sind
vorangegangene negative Beurteilungen aus den
Prüfungsgebieten der Reifeprüfung nicht zu be-
rücksichtigen.

(8) Die Wiederholung der Prüfung ist an der
Schule abzulegen, an der die Reifeprüfung begon-
nen wurde.

(9) Den Prüfungskandidaten ist der Termin der
ersten Wiederholung der Prüfung spätestens drei
Wochen vorher nachweislich schriftlich mitzuteilen.
Termine für weitere Wiederholungen der Prüfung
sind nach Antrag des Prüfungskandidaten festzuset-
zen und diesem spätestens drei Wochen vorher
nachweislich schriftlich mitzuteilen.

(10) In den Fällen des § 40 Abs. 5 SchUG hat der
Prüfungskandidat ein begründetes Ansuchen an die
Schulbehörde erster Instanz beim Schulleiter
einzubringen.

(11) Eine positive Beurteilung einer Fachbereichs-
arbeit ist bei Wiederholung des betreffenden
Prüfungsgebietes in die Beurteilung einzubeziehen.

6. ABSCHNITT

Gemeinsame Bestimmungen für die Reifeprüfung
und die Wiederholung der Reifeprüfung

Verhinderung und Rücktritt des Prüfungskandida-
ten

§44. (1) Ist ein Prüfungskandidat an der
Ablegung einer pflichtigen Vorprüfung verhindert,
darf er die betreffende Vorprüfung in dem auf den
Wegfall des Verhinderungsgrundes nächstfolgen-
den Prüfungstermin mit neuer Aufgabenstellung
nachholen. Ist er an der Ablegung einer Vorprüfung
in Form einer Fachbereichsarbeit verhindert, hat er
zum auf den Wegfall des Verhinderungsgrundes
nächstfolgenden Prüfungstermin eine mündliche
Schwerpunktprüfung abzulegen; hiebei ist minde-
stens ein für die Fachbereichsarbeit gewählter
Unterrichtsgegenstand für die mündliche Schwer-
punktprüfung zu wählen.

(2) Ist ein Prüfungskandidat an der Ablegung
einer schriftlichen Klausurarbeit verhindert, darf er
die betreffende Klausurarbeit in dem auf den
Wegfall des Verhinderungsgrundes nächstfolgen-
den Prüfungstermin mit neuer Aufgabenstellung
nachholen. Der Prüfungskandidat darf zwar in
jenem Prüfungstermin, in dem er die Klausurprü-
fung begonnen hat, diese fortsetzen, zur mündli-
chen Prüfung darf er jedoch erst im nächstfolgen-
den Prüfungstermin, nach Nachholung der ver-
säumten schriftlichen Klausurarbeit, antreten. Die
beurteilten Klausurarbeiten behalten hiebei ihre
Gültigkeit.

(3) Ist ein Prüfungskandidat an der Ablegung
einer Teilprüfung der mündlichen Prüfung oder
(und) einer allfälligen praktischen Klausurarbeit in
dem für diese Prüfungen des betreffenden Termines
vorgesehenen Zeitraum verhindert, so hat er die
betreffende Teilprüfung in dem auf den Wegfall des
Verhinderungsgrundes nächstfolgenden Prüfungs-
termin mit neuer Aufgabenstellung nachzuholen.
Die beurteilten Teilprüfungen behalten hiebei ihre
Gültigkeit. Ist ein Prüfungskandidat jedoch nur
vorübergehend verhindert, ist ihm nach Möglichkeit
Gelegenheit zur Fortsetzung der mündlichen oder
praktischen Prüfung unter Bedachtnahme auf § 36
Abs. 5, erforderlichenfalls unter neuer Aufgaben-
stellung, zu geben.

(4) Die Abs. 1 und 2 sind auch auf jene Fälle
anzuwenden, in denen der Prüfungskandidat von
einer Klausurarbeit oder einer mündlichen Teilprü-
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fung zurücktritt. Nach Entgegennahme der Aufga-
benstellungen ist der Rücktritt nicht mehr zulässig.
Die betreffende Teilprüfung ist zu beurteilen.

Reifeprüfungszeugnis und ergänzende Bestimmun-
gen

§ 45. (1) Das Reifeprüfungszeugnis und das
Jahreszeugnis der letzten Schulstufe sind miteinan-
der in der Weise zu verbinden, daß auf einem
Formular beide Zeugnisse in getrennter Aufstellung
erfaßt sind. Dies gilt nicht für den Fall, daß kein
Antreten zur Reifeprüfung erfolgt oder die
Reifeprüfung nicht positiv abgeschlossen wird.

(2) Bei Prüfungsgebieten, in welchen eine
mündliche Schwerpunktprüfung oder eine Fachbe-
reichsarbeit abgelegt wurden, sind entsprechende
Hinweise aufzunehmen.

(3) Bei Entfall von Prüfungsgebieten gemäß § 3
Abs. 5 ist in das Reifeprüfungszeugnis ein entspre-
chender Vermerk aufzunehmen.

(4) Hat der Prüfungskandidat eine Jahresprüfung
erfolgreich abgelegt, so ist auf sein Verlangen ein
neues Jahreszeugnis auszustellen und im Sinne des
Abs. 1 mit dem Reifeprüfungszeugnis zu verbinden.
Das ursprünglich ausgestellte Zeugnis ist einzuzie-
hen.

7. ABSCHNITT

Sonderbestimmungen

Sonderbestimmungen für die Durchführung der
Reifeprüfung bei schwerer körperlicher Behinde-

rung eines Prüfungskandidaten

§46. (1) Kann ein Prüfungskandidat zufolge
einer schweren körperlichen Behinderung eine
entsprechende Leistung nicht erbringen oder ist er
durch die Leistungsfeststellung gesundheitlich ge-
fährdet, so sind seine Leistungen entsprechend den
Forderungen des Lehrplanes unter Bedachtnahme
auf den wegen der körperlichen Behinderung bzw.
auf der gesundheitlichen Gefährdung erreichbaren
Stand zu beurteilen, soweit die Bildungs- und
Lehraufgabe des betreffenden Prüfungsgebietes
grundsätzlich erreicht wird.

(2) Kann ein Prüfungskandidat zufolge einer
schweren körperlichen Behinderung die Klausurar-
beit nicht in entsprechendem Ausmaß durchführen,
so ist ihm nach Möglichkeit bei der mündlichen
Prüfung Gelegenheit zu geben, die bei der
Klausurarbeit für ihn nicht erbringbaren Leistungen
in der mündlichen Teilprüfung, allenfalls auch in
schriftlicher Form, nachzuweisen. Eine angemes-
sene Erstreckung der Vorbereitungs- und Prüfungs-
dauer ist zulässig.

(3) Kann ein Prüfungskandidat zufolge einer
schweren körperlichen Behinderung die mündliche

Teilprüfung nicht in entsprechendem Ausmaß
durchführen, so ist ihm nach Möglichkeit bei der
Klausurarbeit Gelegenheit zu geben, die bei der
mündlichen Teilprüfung für ihn nicht erbringbaren
Leistungen in der Klausurarbeit nachzuweisen.

Sonderbestimmungen für das Gymnasium unter
besonderer Berücksichtigung der musischen Ausbil-

dung

§ 47. (1) Abweichend von § 8 Abs. 1 hat die
Klausurprüfung folgende Prüfungsgebiete zu um-
fassen:

1. bei drei Klausurarbeiten
a) Deutsch,
b) Latein oder Erste lebende Fremdsprache,
c) Mathematik;

2. bei vier Klausurarbeiten
a) Deutsch,
b) Latein oder Erste lebende Fremdsprache,
c) Mathematik,
d) je nach dem vom Schüler gewählten

Schwerpunkt Musikerziehung oder Bild-
nerische Erziehung (praktische Klausurar-
beit).

(2) Die Klausurarbeit in Musikerziehung hat vier
Aufgaben zu umfassen. Die Arbeitszeit hat fünf
Stunden zu betragen. Die Klausurarbeit in Musiker-
ziehung soll in der Behandlung der Aufgaben den
Nachweis ausreichender Gestaltungsfähigkeit und
angemessener Einsicht in die Bildungs- und
Lernziele der Musikerziehung sowie vornehmlich in
die Grundlagen verschiedener Teilbereiche des
musikalischen Schaffens erbringen.

(3) Die praktische Klausurarbeit in Bildnerischer
Erziehung hat eine bildnerische Arbeit in einer vom
Prüfungskandidaten gewählten Technik, nach freier
Wahl zwischen drei verschiedenartigen Themen, zu
umfassen. Die Arbeitszeit hat sieben Stunden zu
betragen. In der praktischen Klausurarbeit soll der
Prüfungskandidat ausgehend von seiner bildneri-
schen Arbeit den Nachweis ausreichender Gestal-
tungsfähigkeit sowie angemessener Einsicht in die
Bildungs- und Lernziele der Bildnerischen Erzie-
hung auch in schriftlicher Form sowie vornehmlich
in die formalen Grundlagen Bildnerischen Gestal-
tens erbringen. Die Probe praktischen Könnens im
Rahmen der entsprechenden mündlichen Teilprü-
fung in Bildnerischer Erziehung kann bei positiver
Beurteilung der praktischen Klausurarbeit entfallen.

(4) Der Vorschlag für die schriftliche Klausurprü-
fung in Musikerziehung hat zwei Aufgabenstellun-
gen mit je vier verschiedenartigen Aufgaben, für die
praktische Klausurarbeit in Bildnerischer Erziehung
zwei Aufgabenstellungen mit je drei verschiedenar-
tigen Themen zu umfassen.

(5) Abweichend von §18 Abs. 2 Z 2 hat der
Prüfungskandidat für die mündliche Prüfung als
wählbares Prüfungsgebiet gemäß dem von ihm
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besuchten Schwerpunkt aus der Gegenstandsgruppe
Musikerziehung, Musikerziehung und Instrumen-
talunterricht (sofern als Freigegenstand besucht),
Bildnerische Erziehung zu wählen, sofern nicht die
mündliche Schwerpunktprüfung oder die vierte
Klausurarbeit diesen Prüfungsgebieten entnommen
sind.

Sonderbestimmungen für das Realgymnasium und
das Oberstufenrealgymnasium unter besonderer

Berücksichtigung der musischen Ausbildung

§ 48. (1) Abweichend von § 8 Abs. 1 hat die
Klausurprüfung folgende Prüfungsgebiete zu um-
fassen :

1. bei drei Klausurarbeiten
a) Deutsch,
b) Latein oder Erste lebende Fremdsprache

oder Zweite lebende Fremdsprache,
c) Mathematik;

2. bei vier Klausurarbeiten
a) Deutsch,
b) Latein oder Erste lebende Fremdsprache

oder Zweite lebende Fremdsprache,
c) Mathematik,
d) je nach dem vom Schüler gewählten

Schwerpunkt Musikerziehung oder Bild-
nerische Erziehung (praktische Klausurar-
beit).

(2) § 47 Abs. 2 bis 5 ist anzuwenden; abweichend
von Abs. 5 entfällt der Klammerausdruck betreffend
Instrumentalunterricht.

Sonderbestimmungen für das Realgymnasium und
das Oberstufenrealgymnasium unter besonderer
Berücksichtigung der musischen Ausbildung für

Studierende der Musik

§ 49. (1) Abweichend von § 3 Abs. 1 und 2 besteht
die Reifeprüfung alternativ aus:

1. vier Klausurarbeiten und drei mündlichen
Teilprüfungen, von denen eine eine mündliche
Schwerpunktprüfung gemäß § 20 Abs. 1 Z 1
bildet, oder

2. einer Vorprüfung in Form einer Fachbereichs-
arbeit aus Musikkunde, drei Klausurarbeiten
und drei mündlichen Teilprüfungen, von
denen eine auf die Fachbereichsarbeit Bezug
zu nehmen hat (§ 21).

(2) Abweichend von § 8 Abs. 1 hat die Klausur-
prüfung folgende Prüfungsgebiete zu umfassen:

1. bei vier Klausurarbeiten
a) Deutsch,
b) Latein oder Erste lebende Fremdsprache

oder Zweite lebende Fremdsprache,
c) Mathematik,
d) Musikkunde;

2. bei drei Klausurarbeiten (Abs. 1 Z 2)
a) Deutsch,
b) Latein oder Erste lebende Fremdsprache

oder Zweite lebende Fremdsprache,
c) Mathematik.

(3) Die Klausurarbeit in Musikkunde hat vier
Aufgaben zu umfassen. Die Arbeitszeit hat fünf
Stunden zu betragen. Die Klausurarbeit in Musik-
kunde soll in der Behandlung der Aufgaben den
Nachweis ausreichender Gestaltungsfähigkeit und
angemessener Einsicht in die Bildungs- und
Lernziele der Musikkunde sowie vornehmlich in die
Grundlagen verschiedener Teilbereiche des musika-
lischen Schaffens erbringen.

(4) Abweichend von § 18 Abs. 1 Z 1 tritt bei der
mündlichen Prüfung in der Gegenstandsgruppe A
das Prüfungsgebiet Musikkunde an die Stelle der
Prüfungsgebiete Musikerziehung bzw. Musikerzie-
hung und Instrumentalunterricht. Das Prüfungsge-
biet Bildnerische Erziehung entfällt.

(5) Der Vorschlag für die Klausurarbeit in
Musikkunde hat zwei Aufgabenstellungen mit je
vier verschiedenartigen Themen zu umfassen.

Sonderbestimmungen für das Realgymnasium und
Oberstufenrealgymnasium unter besonderer Be-

rücksichtigung der sportlichen Ausbildung

§ 50. (1) Der Prüfungskandidat hat gleichzeitig
mit der Anmeldung zur Reifeprüfung den erfolgrei-
chen Abschluß der pflichtigen Vorprüfung aus
Leibesübungen nachzuweisen. Wenn der rechtzei-
tige Nachweis infolge schwerer körperlicher Behin-
derung zum Zeitpunkt des ursprünglichen Vorprü-
fungstermines nicht möglich ist, kann dieser
Nachweis bis zum Beginn der schriftlichen Klausur-
arbeit erbracht werden.

(2) Abweichend von § 8 Abs. 1 hat die Klausur-
prüfung folgende Prüfungsgebiete zu umfassen:

1. bei drei Klausurarbeiten (Abs.' 5)
a) Deutsch,
b) Latein oder Erste lebende Fremdsprache

oder Zweite lebende Fremdsprache,
c) Mathematik;

2. bei vier Klausurarbeiten
a) Deutsch,
b) Latein oder Erste lebende Fremdsprache

oder Zweite lebende Fremdsprache,
c) Mathematik,
d) Sportkunde; sofern eine mündliche Prü-

fung in Sportkunde abgelegt wird, eine
weitere Fremdsprache.

(3) Die Klausurarbeit in Sportkunde hat drei
Aufgaben zu umfassen. Die Arbeitszeit hat vier
Stunden zu betragen. Bei der Behandlung der
Aufgaben soll der Prüfungskandidat den Nachweis
erbringen, daß er gemäß den Bildungs- und
Lernzielen der Sportkunde befähigt ist, Aufgaben
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mittleren Schwierigkeitsgrades inhaltlich zu erfas-
sen, in den sachlichen Zusammenhang richtig
einzuordnen und in angemessener Weise zu
besprechen.

(4) Der Vorschlag für die Klausurarbeit in
Sportkunde hat zwei Aufgabenstellungen mit drei
verschiedenartigen Aufgaben zu umfassen.

(5) Abweichend von § 18 Abs. 1 Z 1 haben in der
Gegenstandsgruppe A die Prüfungsgebiete Musik-
erziehung und Bildnerische Erziehung zu entfallen
und ist in der Gegenstandsgruppe C das Prüfungs-
gebiet Sportkunde einzufügen. Bei drei Klausurar-
beiten (Abs. 2 Z 1) ist für die mündliche Prüfung
Sportkunde zu wählen.

Sonderbestimmungen für das Bundesgymnasium
und Bundesrealgymnasium für Slowenen

§ 51. (1) Abweichend von § 8 Abs. 1 hat die
Klausurprüfung folgende Prüfungsgebiete zu um-
fassen:

1. bei drei Klausurarbeiten
a) Slowenisch,
b) Deutsch,
c) Mathematik;

2. bei vier Klausurarbeiten
a) Slowenisch,
b) Deutsch,
c) Mathematik,
d) lebende Fremdsprache oder am Gymna-

sium Latein oder am Realgymnasium
Darstellende Geometrie oder, wenn vom
Prüfungskandidaten besucht, alternativ
Biologie und Umweltkunde oder Physik.

(2) Die Bestimmungen über das Prüfungsgebiet
Deutsch gelten jeweils auch für das Prüfungsgebiet
Slowenisch.

(3) Als zuständiger Landesschulinspektor gilt der
für das Bundesgymnasium und Bundesrealgymna-
sium für Slowenen zuständige Fachinspektor. Wird
ein anderer Fachmann mit dem Vorsitz betraut, so
muß dieser die slowenische Sprache beherrschen.

Sonderbestimmungen für das Gymnasium mit
Dritter lebender Fremdsprache am Öffentlichen
Gymnasium der Stiftung Theresianische Akademie

in Wien

§ 52. (1) Abweichend von § 8 Abs. 1 hat die
Klausurprüfung folgende Prüfungsgebiete zu um-
fassen :

1. bei drei Klausurarbeiten
a) Deutsch,
b) Latein oder Erste lebende Fremdsprache

oder Zweite lebende Fremdsprache oder
Dritte lebende Fremdsprache,

c) Mathematik;

2. bei vier Klausurarbeiten
a) Deutsch,
b) Latein oder Erste lebende Fremdsprache

oder Zweite lebende Fremdsprache oder
Dritte lebende Fremdsprache,

c) Mathematik,
d) eine weitere Fremdsprache.

(2) Die schriftliche Klausurarbeit in der Dritten
lebenden Fremdsprache ist nach den Bestimmungen
über die schriftliche Klausurarbeit in der Zweiten
lebenden Fremdsprache durchzuführen.

Sonderbestimmungen für das Werkschulheim Fel-
bertal in Ebenau

§ 53. (1) Die Prüfungskandidaten im Werkschul-
heim Felbertal haben gleichzeitig mit der Anmel-
dung zur Reifeprüfung den erfolgreichen Abschluß
der Vorprüfung in den technisch-geweblichen
Unterrichtsgegenständen (fachliche Abschlußprü-
fung) nachzuweisen.

(2) Die Regelungen für das Realgymnasium sind
entsprechend anzuwenden. In Abweichung von § 5
Abs. 1 kann der Wahlpflichtgegenstand Französisch
ein Prüfungsgebiet der mündlichen Reifeprüfung
bilden; § 5 Abs. 6 ist sinngemäß anzuwenden. Die
Wahlpflichtgegenstände Latein, Geographie und
Wirtschaftskunde sowie Biologie und Umweltkunde
gelten nur dann als vertiefende und erweiternde
Wahlpflichtgegenstände (§ 20 Abs. 1 Z 1), wenn sie
in der 8. und 9. Klasse besucht wurden.

Sonderbestimmungen für das Realgymnasium mit
zusätzlicher Ausbildung in Metallurgie am Bundes-

realgymnasium in Reutte in Tirol

§ 54. (1) Abweichend von § 3 Abs. 1 und 2 besteht
die Reifeprüfung alternativ aus:

1. vier Klausurarbeiten und drei mündlichen
Teilprüfungen; von denen eine eine mündliche
Schwerpunktprüfung gemäß § 20 Abs. 1 Z 1
bildet, oder

2. einer Vorprüfung in Form einer Fachbereichs-
arbeit aus Metallurgischem Praktikum, drei
Klausurarbeiten und drei mündlichen Teilprü-
fungen, von denen eine auf die Fachbereichs-
arbeit Bezug zu nehmen hat (§ 21).

(2) Abweichend von § 8 Abs. 1 hat die Klausur-
prüfung folgende Prüfungsgebiete zu umfassen:

1. bei vier Klausurarbeiten
a) Deutsch,
b) Erste lebende Fremdsprache oder Zweite

lebende Fremdsprache,
c) Mathematik,
d) Metallurgisches Praktikum (praktische

Klausurarbeit);
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2. bei drei Klausurarbeiten (Abs. 1 Z 2)
a) Deutsch,
b) Erste lebende Fremdsprache oder Zweite

lebende Fremdsprache,
c) Mathematik.

(3) Die praktische Klausurarbeit aus Metallurgi-
schem Praktikum hat vier bis sechs Aufgaben am
Vormittag und drei bis fünf Aufgaben am
Nachmittag zu umfassen, die schwerpunktmäßig
praktische Kompetenz und praktische Fertigkeiten
betreffen. Die Arbeitszeit hat am Vormittag vier und
am Nachmittag drei Stunden zu betragen. Bei der
Behandlung der Aufgaben soll der Prüfungskandi-
dat den Nachweis erbringen, daß er befähigt ist,
theoretisches und praktisches Können zu kombinie-
ren und die Ergebnisse in einem Stichwortprotokoll
zusammenzufassen.

(4) Abweichend von § 18 Abs. 1 Z 3 ist in der
Gegenstandsgruppe C das Prüfungsgebiet Metall-
urgische Technologie einzufügen.

(5) Der Vorschlag für die Klausurarbeit in
Metallurgischem Praktikum hat je zwei Aufgaben-
stellungen getrennt für die vierstündige Arbeitszeit
am Vormittag und für die dreistündige Arbeitszeit
am Nachmittag zu umfassen.

8. ABSCHNITT

Inkrafttreten

§ 55. (1) Diese Verordnung tritt für die
vierjährige Oberstufe der allgemeinbildenden höhe-
ren Schule mit 1. September 1992 und für die
fünfjährige Oberstufe der allgemeinbildenden höhe-
ren Schule mit 1. September 1993 in Kraft. Mit dem
Inkrafttreten dieser Verordnung tritt die Verord-
nung des Bundesministers für Unterricht und Kunst
über die Reifeprüfung in den allgemeinbildenden
höheren Schulen, BGBl. Nr. 105/1975, in der
Fassung der Verordnungen BGBl. Nr. 443/1975,
192/1976, 565/1977 und 191/1984 außer Kraft.

(2) Prüfungskandidaten, die die letzte Stufe der
allgemeinbildenden höheren Schule nach der
Verordnung des Bundesministers für Unterricht und
Kunst über eine Änderung der Lehrpläne für die
allgemeinbildenden höheren Schulen in den Schul-
jahren 1970/71 bis 1993/94, BGBl. Nr. 275/1970,
zuletzt geändert durch die Verordnung BGBl.
Nr. 180/1987, abgeschlossen haben, haben die
Reifeprüfung bei vierjähriger Oberstufe bis 31. De-
zember 1994 und bei fünfjähriger Oberstufe bis
31. Dezember 1995 noch gemäß der in Abs. 1
zweiter Satz genannten Verordnung abzulegen.
Nach den genannten Terminen ist die Reifeprüfung
nach der vorliegenden Verordnung mit der
Maßgabe abzulegen, daß an Stelle der Schwer-
punktprüfung eine normale mündliche Prüfung
abzulegen ist. Dies gilt sinngemäß für die
Wiederholung der Reifeprüfung.

Hawlicek

433. Verordnung des Bundesministers für
Unterricht, Kunst und Sport vom 21. Juni
1990, mit der die Verordnung über die
Abschlußprüfung in den gewerblichen, techni-
schen und kunstgewerblichen Fachschulen

geändert wird

Auf Grund der §§ 35 bis 40 des Schulunterrichts-
gesetzes, BGBl, Nr. 472/1986, zuletzt geändert
durch das Bundesgesetz BGBl. Nr. 233/1990, wird
verordnet:

Artikel I

Die Verordnung des Bundesministers für Unter-
richt und Kunst über die Abschlußprüfung in den
gewerblichen, technischen und kunstgewerblichen
Fachschulen, BGBl. Nr. 64/1976, in der Fassung der
Verordnungen BGBl. Nr. 101/1982 und 94/1986
wird wie folgt geändert:

1. In den §§ 2 Abs. 2, 5 Abs. 1 lit. b, 6 Abs. 2 und
11 und 7 Abs. 1 tritt jeweils an die Stelle der
Wendung „Anlage I" bzw. „Anlage II" das Wort
„Anlage".

2. Dem § 3 wird folgender Abs. 3 angefügt:

„(3) Prüfungskandidaten, die in einer anderen
Schulart (Fachrichtung) eine Abschlußprüfung oder
eine Reifeprüfung erfolgreich abgelegt haben,
können um Entfall von Prüfungsgebieten ansuchen,
die auch Prüfungsgebiete der bereits abgelegten
Abschlußprüfung bzw. Reifeprüfung waren, wenn

1. das betreffende Prüfungsgebiet den gleichen
Umfang hatte wie jenes; um dessen Entfall
angesucht wird,

2. die Durchführung der Prüfung im betreffen-
den Prüfungsgebiet bei beiden Abschlußprü-
fungen oder beiden Reifeprüfungen gleichar-
tig ist,

3. der Lehrstoff der Unterrichtsgegenstände, die
das Prüfungsgebiet der bereits abgelegten
Abschluß- oder Reifeprüfung bilden, den
Lehrstoff jener Unterrichtsgegenstände um-
faßt, die das Prüfungsgebiet bilden, um dessen
Entfall angesucht wird,

4. das Stundenausmaß der Unterrichtsgegen-
stände, die das Prüfungsgebiet der bereits
abgelegten Abschluß- oder Reifeprüfung bil-
den, mindestens drei Viertel des Stundenaus-
maßes jener Unterrichtsgegenstände beträgt,
die das Prüfungsgebiet bilden, um dessen
Entfall angesucht wird, und

5. der Prüfungskandidat gemäß § 11 Abs. 7 des
Schulunterrichtsgesetzes von der Teilnahme
an allen jenen Pflichtgegenständen befreit war,
die das Prüfungsgebiet bilden, um . dessen
Entfall angesucht wird.

Bei der Anwendung der Z 3 und 4 ist jeweils der
Lehrplan der betreffenden Schulart (Form, Fach-
richtung) ab der neunten Schulstufe zu berücksich-
tigen."
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3. § 5 Abs. 2 entfällt.

4. An die Stelle der Anlagen I und II tritt folgende
Anlage:

„Anlage

P r ü f u n g s g e b i e t e , A u f g a b e n de r P r o -
j e k t a r b e i t g e m ä ß §5 Abs. 1 lit. b sowie
P r ü f u n g s g e b i e t e und A u f g a b e n de r
p r a k t i s c h e n K l a u s u r a r b e i t de r F a c h -
a u s b i l d u n g g e m ä ß § 5 Abs. 3 lit. e und f
und Abs. 4 lit. d und P r ü f u n g s g e b i e t e
de r m ü n d l i c h e n P r ü f u n g g e m ä ß §7

Abs. 1 lit. d

Für die im folgenden angeführten gewerblichen,
technischen und kunstgewerblichen Fachschulen,
welche durch die Angabe der betreffenden Anlage
des jeweiligen Lehrplanes näher gekennzeichnet
werden, gelten für die Projektarbeit und die
mündliche Prüfung folgende besondere Regelun-
gen. Bei der Angabe des Lehrplanes steht die
Wendung „Lehrplan 1963" für den Lehrplan BGBl.
Nr. 162/1963 in der Fassung der Verordnungen
BGBl. Nr. 125/1964, 280/1965, 200/1966,
58/1967, 176/1969, 133/1970, 353/1971,
416/1979, 517/1982 und 88/1984 und die Wen-
dung „Lehrplan 1986" für den Lehrplan BGBl.
Nr. 592/1986 in der Fassung der Verordnungen
BGBl. Nr. 631/1987 und 452/1989.

Die Prüfungsgebiete für die Projektarbeit umfas-
sen jeweils die Pflichtgegenstände des berufsbilden-
den Fachunterrichtes. In der Projektarbeit ist eine
dem Lehrziel der betreffenden Fachschule entspre-
chende Arbeitsprobe, bei der der Prüfungskandidat
in der ihm zur Verfügung stehenden Arbeitszeit den
Grad der erworbenen Fertigkeiten und Kenntnisse
zeigen kann, abzulegen, ferner eine graphische
Arbeit, die im Zusammenhang mit der Arbeitsprobe
zu stehen hat.

Die Prüfungsgebiete der mündlichen Prüfung
umfassen jeweils die im folgenden angeführten
Pflichtgegenstände.

Hinsichtlich der einzelnen gewerblichen, techni-
schen und kunstgewerblichen Fachschulen gelten
folgende Bestimmungen:

1. Fachschule für Bautechnik — Ausbildungs-
zweig Maurer und Zimmerer (Anlagen 1A und
1A.1.1 des Lehrplanes 1986)

P r o j e k t a r b e i t :

Die Aufgabe besteht in der Erstellung von
Ausführungsplänen nach vorgegebenen Bauplänen
(1 :100) oder in der Erstellung von Schalungs- und
Biegeplänen nach vorgegebenen Standberechnun-
gen oder in der Erstellung von Ausmaßaufstellun-
gen und Baubeschreibungen von Teilen eines in

Plänen vorgegebenen Bauwerkes mittleren Umfan-
ges sowie in der entsprechenden Umsetzung durch
eine Arbeitsprobe.

M ü n d l i c h e P r ü f u n g :

a) Baukonstruktion oder Baubetrieb,
b) Tiefbau oder Stahlbetonbau (Wahlfach).

1 a. Baufachschule (Anlagen A und A/38 des
Lehrplanes 1963)

P r o j e k t a r b e i t :

Die Aufgabe besteht in der Erstellung von
Ausführungsplänen nach vorgegebenen Bauplänen
(1 :100) oder in der Erstellung von Schalungs- und
Biegeplänen nach vorgegebenen Standberechnun-
gen oder in der Erstellung von Ausmaßaufstellun-
gen und Baubeschreibungen von Teilen eines in
Plänen vorgegebenen Bauwerkes mittleren Umfan-
ges.

M ü n d l i c h e P r ü f u n g :

a) Hochbau- oder Tiefbaukunde oder Vermes-
sungskunde,

b) Baubetriebslehre oder Betriebswirtschafts-
und Rechtskunde (Wahlfach).

1 b. Fachschule für Zimmerer (Anlagen A und
A/8 des Lehrplanes 1963)

P r o j e k t a r b e i t :

Die Aufgabe besteht in der Erstellung eines
Polierplanes (1 :50) nach vorgegebenem Grundriß
einschließlich der Erstellung von Detailzeichnungen
oder der Baubeschreibung von Teilen.

M ü n d l i c h e P r ü f u n g :

a) Fachkunde oder Baumechanik,
b) Baubetriebslehre oder Betriebswirtschafts-

und Rechtskunde (Wahlfach).

2. Fachschule für Tischlerei (Anlagen 1A und
1A.1.2 des Lehrplanes 1986)

P r o j e k t a r b e i t :

Die Aufgabe besteht in der Anfertigung einer
normgerechten Fertigungszeichnung oder De-
tailschnittzeichnung oder Teilzeichnung eines Mö-
belstückes bzw. eines Werkstückes sowie in der
entsprechenden Umsetzung durch eine Arbeits-
probe.

M ü n d l i c h e P r ü f u n g :

a) Tischlerkonstruktionen oder Technologie,
b) Betriebstechnik oder Bau- und Möbelstile

(Wahlfach).
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2 a. Fachschule für Tischlerei und Raumgestal-
tung (Anlagen A und A/9 des Lehrplanes 1963)

P r o j e k t a r b e i t :

Die Aufgabe besteht in der Anfertigung einer
normgerechten Fertigungszeichnung oder De-
tailschnittzeichnung oder Teilzeichnung eines Mö-
belstückes bzw. eines Werkstückes.

M ü n d l i c h e P r ü f u n g :

a) Konstruktionslehre oder Werkzeuge und
Maschinen oder Materialkunde oder Kunst-
geschichte,

b) Betriebslehre und Technische Kalkulation
oder Betriebswirtschafts- und Rechtskunde
(Wahlfach).

3. Fachschule für Chemie — Ausbildungszweig
Technische Chemie (Anlagen 1A und 1A.2.1 des
Lehrplanes 1986)

P r o j e k t a r b e i t :

Die Projektarbeit hat aus einer chemisch-techni-
schen Untersuchung eines Handelsprodukts und
Auswertung des Ergebnisses hinsichtlich des Ver-
wendungszwecks und/oder umweltschutztechni-
scher Aspekte zu bestehen.

M ü n d l i c h e P r ü f u n g :

a) Analytische Chemie und Chemische Verfah-
renstechnik oder Organische Chemie und
Chemische Technologie (einschließlich Um-
welttechnik),

b) Wirtschaftliche Bildung, Rechtskunde und
Staatsbürgerkunde.

3 a. Fachschule für Technische Chemie (Anla-
gen A und A/42 des Lehrplanes 1963)

P r o j e k t a r b e i t :

Die Aufgabe besteht in einer chemisch-techni-
schen Untersuchung eines Handelsproduktes und
Auswertung des Ergebnisses hinsichtlich des Ver-
wendungszweckes .

M ü n d l i c h e P r ü f u n g :

a) Anorganische Chemie und organische Che-
mie oder Chemische Technologie und analy-
tische Chemie,

b) Betriebswirtschafts- und Rechtskunde.

4. Fachschule für Chemie — Ausbildungszweig
Biochemie und Biotechnologie (Anlagen 1A und
1A.2.2 des Lehrplanes 1986)

P r o j e k t a r b e i t :

Die Projektarbeit hat aus einer chemisch-techni-
schen Untersuchung eines Handelsprodukts und
Auswertung des Ergebnisses hinsichtlich des Ver-
wendungszwecks und/oder umweltschutztechni-
scher Aspekte zu bestehen.

M ü n d l i c h e P r ü f u n g :

a) Analytische Chemie und Biochemie und
biochemische Technologie (einschließlich
Umwelttechnik) oder Organische Chemie
und Mikrobiologie,

b) Wirtschaftliche Bildung, Rechtskunde und
Staatsbürgerkunde.

4 a. Fachschule für Biochemie und Schädlingsbe-
kämpfung (Anlagen A und A/43 des Lehrplanes
1963)

P r o j e k t a r b e i t :

Wie in der Fachschule für Technische Chemie.

M ü n d l i c h e P r ü f u n g :

a) Anorganische Chemie und Organische Che-
mie oder Biochemie und biochemische
Technologie und Mikrobiologie,

b) Betriebswirtschafts- und Rechtskunde (Wahl-
fach).

5. Fachschule für Chemie — Ausbildungszweig
Leder- und Naturstofftechnologie (Anlagen 1A und
1A.2.3 des Lehrplanes 1986)

P r o j e k t a r b e i t :

Die Projektarbeit hat aus einer chemisch-techni-
schen Untersuchung eines Handelsprodukts und
Auswertung des Ergebnisses hinsichtlich des Ver-
wendungszwecks und/oder umweltschutztechni-
scher Aspekte zu bestehen.

M ü n d l i c h e P r ü f u n g :

a) Analytische Chemie, Gerbereichemie und
Chemische Verfahrenstechnik oder Organi-
sche Chemie und Fachtechnologie (ein-
schließlich Umwelttechnik),

b) Wirtschaftliche Bildung, Rechtskunde und
Staatsbürgerkunde.

5 a. Fachschule für Gerbereichemie und Leder-
technik (Anlagen A und A/19 des Lehrplanes 1963)

P r o j e k t a r b e i t :

Wie in der Fachschule für Technische Chemie.
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M ü n d l i c h e P r ü f u n g :

a) Anorganische Chemie, organische Chemie
und Gerbereichemie oder Fachtechnologie
oder Physikalisch-chemische Mikroskopie
und Warenkunde,

b) Betriebswirtschafts- und Rechtskunde.

6. Fachschule für Elektrotechnik (Anlagen 1A
und 1A.3.1 des Lehrplanes 1986)

P r o j e k t a r b e i t :

Die Projektarbeit hat im Rahmen einer zusam-
menhängenden Aufgabe Zeichnungen, Dokumen-
tationen und Schaltbilder unter Beachtung von
Prüf-, Meß-, Wartungs-, Inbetriebsetzungs- und
Einbauvorschriften und die entsprechende Umset-
zung durch eine Arbeitsprobe zu umfassen.

M ü n d l i c h e P r ü f u n g :

a) Elektrische Maschinen oder Elektrische Anla-
gen oder Industrielle Elektronik und Rege-
lungstechnik,

b) Wirtschaftliche Bildung, Rechtskunde und
Staatsbürgerkunde oder Betriebslehre und
technische Kalkulation (Wahlfach).

7. Fachschule für Elektronik (Anlagen 1A und
1A.3.2 des Lehrplanes 1986)

P r o j e k t a r b e i t :

Die Projektarbeit hat im Rahmen einer zusam-
menhängenden Aufgabe Zeichnungen, Dokumen-
tationen und Schaltbilder unter Beachtung von
Prüf-, Meß-, Wartungs-, Inbetriebsetzungs- und
Einbauvorschriften und die entsprechende Umset-
zung durch eine Arbeitsprobe zu umfassen.

M ü n d l i c h e P r ü f u n g :

a) Elektronik und Nachrichtentechnik oder
Meßtechnik und Digitaltechnik,

b) Wirtschaftliche Bildung, Rechtskunde und
Staatsbürgerkunde oder Betriebslehre und
Technische Kalkulation (Wahlfach).

8. Fachschule für Textiltechnik — Ausbildungs-
zweig Weberei und Spinnerei (Anlagen 1B und
1B.5.1 des Lehrplanes 1986)

P r o j e k t a r b e i t :

Die Projektarbeit hat den Entwurf und die
Herstellung eines facheinschlägigen textilen Flä-
chengebildes zu enthalten, für das alle erforderli-
chen fertigungstechnischen Daten für die Produk-
tion und Ausrüstung aus einer gegebenen Vorlage
zu ermitteln sind.

M ü n d l i c h e P r ü f u n g :

a) Bindungslehre, Dekomposition und textile
Warenkunde oder Technologie der Weberei
und Spinnerei,

b) Maschinenkunde und Elektrotechnik oder
Textile Faserstoffe und Technologie der
Veredelung (Wahlfach).

8 a. Fachschule für Weberei und Spinnerei
(Fachschule für Textiltechnik, Fachrichtung Webe-
reitechnik, Fachschule für Textilindustrie, Fachrich-
tung Weberei; Anlagen A und A/39 des Lehrplanes
1963)

P r o j e k t a r b e i t :

Die Aufgabe besteht in der Herstellung eines
facheinschlägigen textilen Flächengebildes (Beklei-
dungsstückes), für das alle erforderlichen ferti-
gungstechnischen Daten für die Produktion und
Ausrüstung aus einer gegebenen Vorlage zu
ermitteln sind.

M ü n d l i c h e P r ü f u n g :

a) Technologie der Weberei oder Technologie
der Spinnerei oder Technologie der Vered-
lung (allgemeine Textiltechnik),

b) Materiallehre und Mikroskopie (Material-
kunde) oder Betriebswirtschafts- und Rechts-
kunde (Wahlfach).

9. Fachschule für Textiltechnik — Ausbildungs-
zweig Wirkerei und Strickerei (Anlagen 1B und
1B.5.2 des Lehrplanes 1986)

P r o j e k t a r b e i t :

Die Projektarbeit hat den Entwurf und die
Herstellung eines facheinschlägigen textilen Flä-
chengebildes (Bekleidungsstückes) zu enthalten, für
das alle erforderlichen fertigungstechnischen Daten
für die Produktion und Ausrüstung aus einer
gegebenen Vorlage zu ermitteln sind.

M ü n d l i c h e P r ü f u n g :

a) Bindungslehre, Dekomposition und textile
Warenkunde oder Technologie der Wirkerei
und Strickerei,

b) Maschinenkunde und Elektrotechnik oder
Textile Faserstoffe oder Technologie der
Veredelung (Wahlfach).

9 a. Fachschule für Wirkerei und Strickerei
(Fachschule für Textiltechnik, Fachrichtung Wirke-
rei und Strickerei, Fachschule für Textiltechnik,
Fachrichtung Wirkerei; Anlagen A und A/40 des
Lehrplanes 1963)
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P r o j e k t a r b e i t :

Die Aufgabe besteht in der Herstellung eines
facheinschlägigen Flächengebildes (Bekleidungs-
stückes), für das alle erforderlichen fertigungstech-
nischen Daten für die Produktion und Ausrüstung
aus einer gegebenen Vorlage zu ermitteln sind.

M ü n d l i c h e P r ü f u n g :

a) Technologie der Wirkerei und Strickerei
(Technologie der Wirkerei oder Technologie
der Strickerei) oder Technologie der Spinne-
rei und Technologie der Veredlung (allge-
meine Textiltechnik),

b) Materiallehre und Mikroskopie (Material-
lehre) oder Betriebswirtschafts- und Rechts-
kunde (Wahlfach).

10. Fachschule für Textiltechnik — Ausbildungs-
zweig Bekleidungstechnik (Anlagen 1B und 1B.5.3
des Lehrplanes 1986)

P r o j e k t a r b e i t :

Die Projektarbeit hat den Entwurf und die
Herstellung eines facheinschlägigen textilen Flä-
chengebildes (Bekleidungsstückes) zu enthalten, für
das alle erforderlichen fertigungstechnischen Daten
für die Produktion und Ausrüstung aus einer
gegebenen Vorlage zu ermitteln sind.

M ü n d l i c h e P r ü f u n g :

a) Technologie der Bekleidung,
b) Maschinenkunde und Elektrotechnik oder

Textile Faserstoffe und Mechanische Textil-
technologie (Wahlfach).

10 a. Fachschule für Mode und Bekleidungstech-
nik sowie Fachschule für Mode und Bekleidungs-
technik für Gehörlose (Anlagen A und A/25 des
Lehrplanes 1963)

P r o j e k t a r b e i t :

Der Prüfungskandidat hat in der praktischen
Klausurarbeit der Fachausbildung zwei Prüfungs-
stücke auf der Grundlage von zugeschnittenen
Werkstücken anzufertigen: ein Werkstück aus der
Damenoberbekleidung in französischer oder engli-
scher Machart in der gewerblichen Fertigung sowie
ein Werkstück in der industriellen Fertigung. Bei
der Verarbeitung sind die vom Prüfer genehmigten
Materialien zu verwenden. Der Prüfungskandidat
hat durch das Prüfungsstück den Nachweis zu
erbringen, daß er selbständig, folgerichtig, in
praxisnahem Tempo und guter Qualität zu arbeiten
vermag. Die notwendigen Hinweise vor der Arbeit
und die Kontrolle beim Zuschneiden, bei den
Anproben und Abänderungen während der Ferti-

gung obliegen dem Prüfer. Die für Proben
aufzuwendende Zeit ist nicht in die Arbeitszeit
einzurechnen.

M ü n d l i c h e P r ü f u n g :

a) Fertigungslehre und Maschinenkunde,
b) Textiltechnologie und Warenkunde,
c) Staatsbürgerkunde und Rechtskunde oder

Betriebswirtschaftslehre oder (ausgenommen
in der Fachschule für Mode und Bekleidungs-
technik für Gehörlose) Lebende Fremdspra-
che (Wahlfach).

10 b. Fachschule für Mode und Bekleidungstech-
nik, Fachrichtung Herrenbekleidung (Anlagen A
und A/26 des Lehrplanes 1963)

P r o j e k t a r b e i t :

Der Prüfungskandidat hat in der praktischen
Klausurarbeit der Fachausbildung zwei Prüfungs-
stücke auf der Grundlage von zugeschnittenen
Werkstücken anzufertigen: ein Werkstück aus der
Herrenbekleidung in der gewerblichen Fertigung
sowie ein Werkstück in der industriellen Fertigung.
Bei der Verarbeitung sind die vom Prüfer
genehmigten Materialien zu verwenden. Der
Prüfungskandidat hat durch das Prüfungsstück den
Nachweis zu erbringen, daß er selbständig,
folgerichtig, in praxisnahem Tempo und guter
Qualität zu arbeiten vermag. Die notwendigen
Hinweise vor der Arbeit und die Kontrolle beim
Zuschneiden, bei den Anproben und Abänderungen
während der Fertigung obliegen dem Prüfer. Die für
Proben aufzuwendende Zeit ist nicht in die
Arbeitszeit einzurechnen.

M ü n d l i c h e P r ü f u n g :

a) Fertigungslehre und Maschinenkunde,
b) Textiltechnologie und Warenkunde,
c) Staatsbürgerkunde und Rechtskunde oder

Betriebswirtschaftslehre oder Lebende
Fremdsprache (Wahlfach).

10 c. In der Fachschule für Damenkleiderkonfek-
tion (Anlagen A und A/23 des Lehrplanes 1963)

P r o j e k t a r b e i t :

Die Aufgabe ist dem Sachgebiet der Unterrichts-
gegenstände Entwurf und Modezeichnen oder
Schnittzeichnen und Modellarbeit zu entnehmen.

M ü n d l i c h e P r ü f u n g :

a) Materialienlehre oder Fachkunde,
b) Betriebswirtschaftslehre oder Betriebslehre

(Wahlfach).

10 d. Fachschule für Herrenkleiderkonfektion
(Anlagen A und A/24 des Lehrplanes 1963)
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P r o j e k t a r b e i t :

Die Aufgabe ist dem Sachgebiet der Unterrichts-
gegenstände Entwurf und Modezeichnen oder
Schnittzeichnen und Modellarbeit zu entnehmen.

M ü n d l i c h e P r ü f u n g :

a) Materialienkunde oder Fachkunde,
b) Betriebswirtschaftslehre oder Betriebslehre

(Wahlfach).

11. Fachschule für Textiltechnik — Ausbildungs-
zweig Maschinstickerei (Anlagen 1B und 1B.5.4 des
Lehrplanes 1986)

P r o j e k t a r b e i t :

Die Projektarbeit hat den Entwurf und die
Herstellung eines facheinschlägigen textilen Flä-
chengebildes (Bekleidungsstückes) zu enthalten, für
das alle erforderlichen fertigungstechnischen Daten
für die Produktion und Ausrüstung aus einer
gegebenen Vorlage zu ermitteln sind.

M ü n d l i c h e P r ü f u n g :

a) Stickerei,
b) Maschinenkunde und Elektrotechnik oder

Textile Faserstoffe und Mechanische Textil-
technologie (Wahlfach).

11 a. In der Fachschule für Textilindustrie,
Fachrichtung Maschinstickerei (Anlagen A und
A/30 des Lehrplanes 1963)

P r o j e k t a r b e i t :

Die Aufgabe ist dem Sachgebiet Entwurf und
Fachzeichnen, Materialienkunde, Fachkunde und
Stickereizeichnen zu entnehmen.

M ü n d l i c h e P r ü f u n g :

a) Materialkunde und Technologie oder Kunst-
geschichte oder Musterkunde und Karten-
lehre,

b) Betriebslehre und Technische Kalkulation
oder Betriebswirtschafts- und Rechtskunde
(Wahlfach).

12. Fachschule für Textilchemie (Anlagen 1B und
1B.5.5 des Lehrplanes 1986)

P r o j e k t a r b e i t :

Die Projektarbeit hat in der Ermittlung und
Berechnung der für die textilchemische Behandlung
des Materials erforderlichen facheinschlägigen

Daten aus einer gegebenen Vorlage zu bestehen
sowie die erforderlichen Untersuchungen zur
Qualitätskontrolle zu umfassen.

M ü n d l i c h e P r ü f u n g :

a) Chemische Textiltechnologie,
b) Analytische Chemie oder Allgemeine und

anorganische Chemie (Wahlfach).

12 a. In der Fachschule für Färberei und
Chemischreinigung (Fachschule für Textiltechnik,
Fachrichtung Veredlungstechnik, Fachschule für
Textilindustrie, Fachrichtung Textilchemie; Anla-
gen A und A/41 des Lehrplanes 1963)

P r o j e k t a r b e i t :

Die Aufgabe hat in der Ermittlung und
Berechnung der für die Veredlung eines textilen
Materials erforderlichen facheinschlägigen Daten
aus einer gegebenen Vorlage zu bestehen sowie die
erforderlichen Untersuchungen zur Qualitätskon-
trolle zu umfassen.

M ü n d l i c h e P r ü f u n g :

a) Chemische Textiltechnologie oder Technolo-
gie der Appretur (Chemische Textiltechnolo-
gie) oder Textilchemische Untersuchungen
(Analytische Chemie),

b) Textilwarenkunde und Mikroskopie (Materi-
alkunde) oder Betriebswirtschafts- und
Rechtskunde (Wahlfach).

13. Fachschule für Kunsthandwerk — Ausbil-
dungszweig angewandte Malerei (Anlagen 1C und
1C.1.1 des Lehrplanes 1986)

P r o j e k t a r b e i t :

Die Projektarbeit hat die Anfertigung einer
ausführungsreifen Entwurfszeichnung, einer ent-
sprechenden technischen Kalkulation und einer
Arbeitsprobe auf Basis des Entwurfes im Rahmen
einer zusammenhängenden Aufgabe zu umfassen.

M ü n d l i c h e P r ü f u n g :

a) Technologie,
b) Wirtschaftliche Bildung, Rechtskunde und

Staatsbürgerkunde oder Stilkunde (Wahl-
fach).

13 a. In der Fachschule für Angewandte Malerei
(Anlagen A und A/14 des Lehrplanes 1963)

P r o j e k t a r b e i t :

Die Aufgabe hat in der Erstellung eines
Schrifttextes nach vorgegebener Art und Technik zu
bestehen.
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M ü n d l i c h e P r ü f u n g :

a) Kunstgeschichte oder Materialkunde,
b) Betriebslehre und Technische Kalkulation

oder Betriebswirtschafts- und Rechtskunde
(Wahlfach).

14. Fachschule für Kunsthandwerk — Ausbil-
dungszweig Bildhauerei (Anlagen 1C und 1C.1.2
des Lehrplanes 1986)

P r o j e k t a r b e i t :

Die Projektarbeit hat die Anfertigung einer
ausführungsreifen Entwurfszeichnung, einer ent-
sprechenden technischen Kalkulation und einer
Arbeitsprobe auf Basis des Entwurfes im Rahmen
einer zusammenhängenden Aufgabe zu umfassen.

M ü n d l i c h e P r ü f u n g :

a) Technologie,
b) Wirtschaftliche Bildung, Rechtskunde und

Staatsbürgerkunde oder Stilkunde (Wahl-
fach).

14 a. Fachschule für gewerbliche Holz- und
Steinbildhauerei (Anlagen A und A/7 des Lehrpla-
nes 1963)

P r o j e k t a r b e i t :

Die Aufgabe hat in der Anfertigung ausführungs-
reifer Entwürfe mit Werkzeichnungen zu bestehen.

M ü n d l i c h e P r ü f u n g :

a) Kunstgeschichte oder Materialkunde,
b) Betriebslehre und Technische Kalkulation

oder Betriebswirtschafts- und Rechtskunde
(Wahlfach).

15. Fachschule für Kunsthandwerk — Ausbil-
dungszweig Drechslerei (Anlagen 1C und 1C.1.3
des Lehrplanes 1986)

P r o j e k t a r b e i t :

Die Projektarbeit hat die Anfertigung einer
ausführungsreifen Entwurfszeichnung, einer ent-
sprechenden technischen Kalkulation und einer
Arbeitsprobe auf Basis des Entwurfes im Rahmen
einer zusammenhängenden Aufgabe zu umfassen.

M ü n d l i c h e P r ü f u n g :

a) Technologie,
b) Wirtschaftliche Bildung, Rechtskunde und

Staatsbürgerkunde oder Stilkunde (Wahl-
fach).

15 a. Fachschule für Drechslerei (Anlagen A und
A/10 des Lehrplanes 1963)

P r o j e k t a r b e i t :

Die Aufgabe hat in der Anfertigung einer
normgerechten Werkzeichnung eines Werkstückes
zu bestehen.

M ü n d l i c h e P r ü f u n g :

a) Materialkunde oder Werkzeuge oder Kunst-
geschichte,

b) Betriebslehre und Technische Kalkulation
oder Betriebswirtschafts- und Rechtskunde
(Wahlfach).

16. Fachschule für Kunsthandwerk — Ausbil-
dungszweig Gold- und Silberschmiede, Juweliere
und Silberschmiede, Juweliere und Modeschmuck-
erzeuger (Anlage 1C und 1C.1.4 des Lehrplanes
1986)

P r o j e k t a r b e i t :

Die Projektarbeit hat die Anfertigung einer
ausführungsreifen Entwurfszeichnung, einer ent-
sprechenden technischen Kalkulation und einer
Arbeitsprobe auf Basis des Entwurfes im Rahmen
einer zusammenhängenden Aufgabe zu umfassen.

M ü n d l i c h e P r ü f u n g :

a) Technologie,
b) Wirtschaftliche Bildung, Rechtskunde und

Staatsbürgerkunde oder Stilkunde (Wahl-
fach).

17. Fachschule für Kunsthandwerk — Ausbil-
dungszweig Graveure, Gürtler, Stahlschneider und
Modeschmuckerzeuger (Anlagen 1C und 1C.1.5
des Lehrplanes 1986)

P r o j e k t a r b e i t :

Die Projektarbeit hat die Anfertigung einer
ausführungsreifen Entwurfszeichnung, einer ent-
sprechenden technischen Kalkulation und einer
Arbeitsprobe auf Basis des Entwurfes im Rahmen
einer zusammenhängenden Aufgabe zu umfassen.

M ü n d l i c h e P r ü f u n g :

a) Technologie,
b) Wirtschaftliche Bildung, Rechtskunde und

Staatsbürgerkunde oder Stilkunde (Wahl-
fach).

17 a. Fachschule für Gestaltendes Metallhand-
werk (Anlagen A und A/2 des Lehrplanes 1963)
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P r o j e k t a r b e i t :

Wie in der Fachschule für Maschinenbau.

M ü n d l i c h e P r ü f u n g :

a) Materialkunde oder Kunstgeschichte,
b) Betriebslehre und Technische Kalkulation

oder Betriebswirtschafts- und Rechtskunde
(Wahlfach).

18. Fachschule für Kunsthandwerk — Ausbil-
dungszweig Musikinstrumentenbau (Anlagen 1C
und 1C.1.6 des Lehrplanes 1986)

P r o j e k t a r b e i t :

Die Projektarbeit hat die Anfertigung einer
ausführungsreifen Entwurfszeichnung, einer ent-
sprechenden technischen Kalkulation und einer
Arbeitsprobe auf Basis des Entwurfes im Rahmen
einer zusammenhängenden Aufgabe zu umfassen.

M ü n d l i c h e P r ü f u n g :

a) Technologie,
b) Wirtschaftliche Bildung, Rechtskunde und

Staatsbürgerkunde oder Stilkunde (Wahl-
fach).

19. Fachschule für Kunsthandwerk — Ausbil-
dungszweig Textil-Design (Anlagen 1C und 1C.1.7
des Lehrplanes 1986)

P r o j e k t a r b e i t :

Die Projektarbeit hat die Anfertigung einer
ausführungsreifen Entwurfszeichnung, einer ent-
sprechenden technischen Kalkulation und einer
Arbeitsprobe auf Basis des Entwurfes im Rahmen
einer zusammenhängenden Aufgabe zu umfassen.

M ü n d l i c h e P r ü f u n g :

a) Textiltechnologie und Materiallehre und
textile Warenkunde oder Bindungslehre und
Dekomposition,

b) Wirtschaftliche Bildung, Rechtskunde und
Staatsbürgerkunde oder Stilkunde (Wahl-
fach).

19 a. Fachschule für Textilhandwerk, Fachrich-
tung Weberei (Anlagen A und A/21 des Lehrplanes
1963)

P r o j e k t a r b e i t :

Die Aufgabe ist dem Sachgebiet der Bindungs-
lehre oder der Dekomposition zu entnehmen.

M ü n d l i c h e P r ü f u n g :

a) Materialkunde und Technologie oder Bin-
dungslehre und Dekomposition,

b) Betriebslehre und Technische Kalkulation
oder Betriebswirtschafts- und Rechtskunde
(Wahlfach).

20. Fachschule für Kunsthandwerk — Ausbil-
dungszweig Kunstschmiede und Metallplastiker
(Anlagen 1C und 1C.1.8 des Lehrplanes 1986)

P r o j e k t a r b e i t :

Die Projektarbeit hat die Anfertigung einer
ausführungsreifen Entwurfszeichnung, einer ent-
sprechenden technischen Kalkulation und einer
Arbeitsprobe auf Basis des Entwurfes im Rahmen
einer zusammenhängenden Aufgabe zu umfassen.

M ü n d l i c h e P r ü f u n g :

a) Technologie,
b) Wirtschaftliche Bildung, Rechtskunde und

Staatsbürgerkunde oder Stilkunde (Wahl-
fach).

20 a. Fachschule für Metallbearbeitung (Fach-
richtung: Bau-, Kunst- und Maschinenschlosserei;
Anlagen A und A/1 des Lehrplanes 1963)

P r o j e k t a r b e i t :

Wie in der Fachschule für Maschinenbau.

M ü n d l i c h e P r ü f u n g :

a) Maschinenkunde oder Fachkunde oder Me-
chanische Technologie,

b) Betriebslehre und Technische Kalkulation
oder Betriebswirtschafts- und Rechtskunde
(Wahlfach).

21. Fachschule für Grafik-Design (Anlagen 1C
und 1C.2.1 des Lehrplanes 1986)

P r o j e k t a r b e i t :

Die Projektarbeit hat die Erstellung mehrerer
verschiedener Skizzen und eines fachgerechten
Layouts im Rahmen einer praxisbezogenen zusam-
menhängenden Aufgabenstellung zu umfassen.

M ü n d l i c h e P r ü f u n g :

a) Stilkunde oder Bildtechnologie,
b) Wirtschaftliche Bildung, Rechtskunde und

Staatsbürgerkunde oder Betriebswirtschaft
und Werbelehre (Wahlfach).

21 a. Fachschule für Gebrauchsgraphik (Anlagen
A und A/16 des Lehrplanes 1963)



173. Stück - Ausgegeben am 19. Juli 1990 — Nr. 433 3017

P r o j e k t a r b e i t :

Die Aufgabe hat in der Erstellung eines
fachgerechten Layouts zu einem gegebenen praxis-
bezogenen Thema zu bestehen.

M ü n d l i c h e P r ü f u n g :

a) Kunstgeschichte oder Reproduktion und
Drucktechnik,

b) Werbelehre oder Betriebswirtschafts- und
Rechtskunde (Wahlfach).

22. Fachschule für Keramik und Ofenbau
(Anlagen 1C und 1C.2.2 des Lehrplanes 1986)

P r o j e k t a r b e i t :

Die Projektarbeit hat unter Berücksichtigung der
gewerblichen und/oder industriellen Fertigung die
Anfertigung einer ausführungsreifen Entwurfs- und
Werkzeichnung, einer entsprechenden technischen
Kalkulation und einer Arbeitsprobe auf Basis des
Entwurfes im Rahmen einer zusammenhängenden
Aufgabe des Fachgebietes zu umfassen.

M ü n d l i c h e P r ü f u n g :

a) Technologie oder Feuerungs- und Heizungs-
technik,

b) Wirtschaftliche Bildung, Rechtskunde und
Staatsbürgerkunde oder Stilkunde (Wahl-
fach).

22 a. Fachschule für -Keramik und Ofenbau
(Anlagen A und A/12 des Lehrplanes 1963)

P r o j e k t a r b e i t :

Die Aufgabe hat in den fertigungstechnischen
und verfahrenstechnischen Erfordernissen des
Fachbereiches zu bestehen.

M ü n d l i c h e P r ü f u n g :

a) Chemie und Materialkunde oder Feuerungs-
und Heiztechnik,

b) Betriebslehre und Technische Kalkulation-
oder Betriebswirtschafts- und Rechtskunde
(Wahlfach).

23. Fachschule für Glastechnik — Ausbildungs-
zweig Hohlglas, Ausbildungszweig Flachglas, Aus-
bildungszweig technisches Glas (Anlagen 1C und
1C.2.3 des Lehrplanes 1986)

P r o j e k t a r b e i t :

Die Projektarbeit hat die Anfertigung einer
ausführungsreifen Entwurfszeichnung eines Gegen-

standes aus dem jeweiligen Ausbildungszweig
Hohlglas, Flachglas oder technisches Glas, einer
entsprechenden technischen Kalkulation und einer
Arbeitsprobe auf Basis des Entwurfes im Rahmen
einer zusammenhängenden Aufgabe zu umfassen.

M ü n d l i c h e P r ü f u n g :

a) Technologie oder Design,
b) Wirtschaftliche Bildung, Rechtskunde und

Staatsbürgerkunde oder Stilkunde (Wahl-
fach).

24. Fachschule für Steinmetzerei (Anlagen 1C
und 1C.2.4 des Lehrplanes 1986)

P r o j e k t a r b e i t :

Die Projektarbeit hat die Erstellung von Skizzen,
eines Schaubildes, einer Werkzeichnung eines
Steinbaus mit Details für das Versetzen und
Verankern sowie einer technischen Kalkulation und
eine Arbeitsprobe auf Basis des Entwurfes im
Rahmen einer zusammenhängenden Aufgabe zu
umfassen.

M ü n d l i c h e P r ü f u n g :

a) Fachkunde,
b) Wirtschaftliche Bildung, Rechtskunde und

Staatsbürgerkunde oder Stilkunde (Wahl-
fach).

24 a. Fachschule für Steinmetzerei (Anlagen A
und A/6 des Lehrplanes 1963)

P r o j e k t a r b e i t :

Die Aufgabe hat in der Erstellung eines
ausführungsreifen Entwurfes des Steinbaues nach
gegebenem Polierplan (1 :50) mit Details für das
Versetzen und Verankern oder in der Erstellung
eines Schrifttextes nach vorgegebener Art und
Technik zu bestehen.

M ü n d l i c h e P r ü f u n g :

a) Fachkunde oder Kunstgeschichte,
b) Betriebswirtschafts- und Rechtskunde oder

Betriebslehre und Technische Kalkulation
(Wahlfach).

25. Fachschule für Fotografie (Anlagen 1C und
1C.2.5 des Lehrplanes 1986)

P r o j e k t a r b e i t :

Die Projektarbeit hat aus einer zusammenhän-
genden Aufgabe im Bereich der fachlich-prakti-
schen Arbeit zu bestehen. Sie hat die technische
Beschreibung der bei der fachlich-praktischen
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Aufgabe verwendeten Maschinen, Einrichtungen
und Materialien und die begründete Auswahl dieser
zu enthalten.

M ü n d l i c h e P r ü f u n g :

a) Informationstechnik und Gestaltung oder
Technologie,

b) Wirtschaftliche Bildung, Rechtskunde und
Staatsbürgerkunde oder Stilkunde (Wahl-
fach).

25 a. Fachschule für Photographie (Anlagen A
und A/17 des Lehrplanes 1963)

P r o j e k t a r b e i t :

Die Aufgabe ist im Zusammenhang mit der
fachlich praktischen Arbeit zu erstellen. Sie hat die
technische Beschreibung der bei der fachlich
praktischen Aufgabe verwendeten Maschinen und
Materialien zu umfassen, wobei die Auswahl dieser
zu begründen ist.

M ü n d l i c h e P r ü f u n g :

a) Physik und angewandte Physik oder Chemie
und angewandte Chemie oder Fachkunde der
Farbenfotografie,

b) Meß- und Prüftechnik oder Betriebswirt-
schaftslehre und Rechtslehre (Wahlfach).

26. Fachschule für Metallbearbeitung (Fachrich-
tungen Metallbearbeitung und Werkzeugbau; Mo-
toren- und Kraftfahrzeugbau; Motoren- und
Landmaschinenbau; Anlagen A und A/1 des Lehr-
planes 1963)

P r o j e k t a r b e i t :

Wie in der Fachschule für Maschinenbau.

M ü n d l i c h e P r ü f u n g :

a) Maschinenkunde oder Fachkunde oder Me-
chanische Technologie,

b) Betriebslehre und Technische Kalkulation
oder Betriebswirtschafts- und Rechtskunde
(Wahlfach).

27. Fachschule für Büchsenmacher und Schäfter
(Anlagen A und A/3 des Lehrplanes 1963)

P r o j e k t a r b e i t :

Die Aufgabe hat in der Herstellung einer
normgerechten Werkzeichnung eines Waffenteiles
zu bestehen.

M ü n d l i c h e P r ü f u n g :

a) Waffenlehre oder Mechanische Technologie
und Werkzeugmaschinen,

b) Betriebslehre und Technische Kalkulation
oder Betriebswirtschafts- und Rechtskunde
(Wahlfach).

28. In der Fachschule für Uhrmacher (Anlagen A
und A/18 des Lehrplanes 1963)

P r o j e k t a r b e i t :

Die Aufgabe hat in der Anfertigung von
normgerechten Werkzeichnungen von Uhrenteilen
mit Ausarbeitung eines Arbeitsberichtes oder mit der
Ausführung der Berechnung fehlender Zahnräder
zu bestehen.

M ü n d l i c h e P r ü f u n g :

a) Mechanische Uhren und Elektrische Uhren,
b) Betriebswirtschafts- und Rechtskunde.

29. Fachschule für Musterzeichnen (Anlagen A
und A/20 des Lehrplanes 1963)

P r o j e k t a r b e i t :

Die Aufgabe hat in der Ermittlung und
Berechnung der für die Produktion und Ausrüstung
eines textilen Flächengebildes erforderlichen ferti-
gungstechnischen Daten aus einer gegebenen
Vorlage zu bestehen.

M ü n d l i c h e P r ü f u n g :

a) Bindungslehre oder Dekomposition oder
Kunstgeschichte oder Materialkunde oder
Textiltechnologie,

b) Staatsbürgerkunde oder Betriebswirtschafts-
und Rechtskunde (Wahlfach).

30. Hotelfachschule (Anlagen A und A/31 des
Lehrplanes 1963)

M ü n d l i c h e P r ü f u n g :

a) Fremdsprache, die der Prüfungskandidat
nicht zur Klausurprüfung gewählt hat: Ein
einschlägiger Text ist zu lesen, teilweise zu
übersetzen und in eigenen Worten wiederzu-
geben; daran anschließend ist — möglichst
vom Text ausgehend — ein Prüfungsgespräch
in der Fremdsprache zu führen,

b) Fremdenverkehrslehre oder Rechtskunde
nach Wahl des Prüfungskandidaten,

c) Hotelbetriebslehre (einschließlich Schriftver-
kehr und Berufshygiene).

31. Gastgewerbefachschule (Anlagen A und A/32
des Lehrplanes 1963)
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M ü n d l i c h e P r ü f u n g :

a) Englisch: Ein einschlägiger Text ist zu lesen,
teilweise zu übersetzen und in eigenen
Worten wiederzugeben. Daran anschließend
ist — möglichst vom Text ausgehend — ein
Prüfungsgespräch in Englisch zu führen,

b) Gastgewerbliche Betriebslehre (einschließlich
Schriftverkehr),

c) Fremdenverkehrslehre oder Rechtskunde
(Wahlfach).

32. Fachschule für Maschinenbau (Anlagen A und
A/33 des Lehrplanes 1963)

P r o j e k t a r b e i t :

Die Aufgabe hat in der Anfertigung einer
normgerechten Werkzeichnung nach Modell oder
Skizze und aus einer Zusammenstellungszeichnung
zu bestehen.

M ü n d l i c h e P r ü f u n g :

a) Maschinenkunde oder Fachkunde oder Me-
chanische Technologie,

b) Betriebslehre und Technische Kalkulation
oder Betriebswirtschafts- und Rechtskunde
(Wahlfach).

33. Fachschule für Feinwerktechnik (Anlagen A
und A/34 des Lehrplanes 1963)

P r o j e k t a r b e i t :

Wie in der Fachschule für Maschinenbau.

M ü n d l i c h e P r ü f u n g :

a) Fachkunde oder Mechanische Technologie
oder Elektrotechnik mit Übungen,

b) Betriebslehre und Technische Kalkulation
oder Betriebswirtschafts- und Rechtskunde
(Wahlfach).

34. Fachschule für Reproduktions- und Druck-
technik (Anlagen A und A/44 des Lehrplanes 1963)

P r o j e k t a r b e i t :

Die Aufgabe ist im Zusammenhang mit der
fachlich praktischen Arbeit zu erstellen. Sie hat die
technische Beschreibung der bei fachlich prakti-
schen Aufgaben verwendeten Maschinen und
Materialien zu umfassen, wobei die Auswahl
derselben zu begründen ist.

M ü n d l i c h e P r ü f u n g :

a) Allgemeine Fachkunde für Reproduktions-
und Drucktechnik oder Fachkunde,

b) Meß- und Prüftechnik oder Betriebslehre und
Kalkulation (Wahlfach).

35. Fachschule für Holzwirtschaft und Sägetech-
nik (Anlagen A und A/45 des Lehrplanes 1963)

P r o j e k t a r b e i t :

Die Aufgabe hat in den fertigungstechnischen
und verfahrenstechnischen Erfordernissen des
Fachbereiches unter besonderer Berücksichtigung
von Buchhaltung, Bilanz- und Steuerlehre und der
Kostenrechnung zu bestehen.

M ü n d l i c h e P r ü f u n g :

a) Werkzeug- und Maschinenkunde mit Ma-
schinenzeichnen oder Fachkunde oder Forst-
und Holzkunde oder Mechanische Technolo-
gie des Holzes oder Kaufmännische Holzver-
wertung,

b) Betriebslehre und Technische Kalkulation
oder Betriebswirtschafts- und Rechtskunde
oder Buchhaltung, Bilanz- und Steuerlehre,
Kostenrechnungs- oder Allgemeine Waren-
und Verkaufskunde (Wahlfach).

36. Fachschule für Flugtechnik (Anlagen A und
A/46 des Lehrplanes 1963)

P r o j e k t a r b e i t :

Wie in der Fachschule für Maschinenbau.

M ü n d l i c h e P r ü f u n g :

a) Luftstrahltriebwerke oder Kolbentriebwerke
oder Mechanische Technologie oder Ele-
mente des Luftfahrzeugbaues oder Elektro-
technik,

b) Betriebslehre und Technische Kalkulation
oder Betriebswirtschafts- und Rechtskunde
(Wahlfach).

37. Fachschule für Malerei, Anstrich und
verwandte handwerkliche Techniken (Anlagen A
und A/47 des Lehrplanes 1963)

P r o j e k t a r b e i t :

Die Aufgabe hat eine farbige Raumgestaltung
und den Entwurf einer Raumzone zu umfassen.

M ü n d l i c h e Prüfung :

a) Werkzeugkunde und Fachkunde oder Kunst-
formenlehre,

b) Betriebslehre und Technische Kalkulation
oder Betriebswirtschafts- und Rechtskunde
(Wahlfach)."
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Artikel II

Für Prüfungskandidaten, die vor dem Inkrafttre-
ten dieser Verordnung bis zu einem Jahr zurückge-
stellt wurden und nach dem Inkrafttreten dieser
Verordnung zur Abschlußprüfung antreten, ist die
Verordnung BGBl. Nr. 64/1976 weiterhin in der
Fassung der Verordnungen BGBl. Nr. 101/1982
und BGBl. Nr. 94/1986 anzuwenden.

Artikel III

Diese Verordnung tritt mit dem auf die
Kundmachung folgenden Tag in Kraft.

Hawlicek

434. Verordnung des Bundesministers für
Wissenschaft und Forschung vom 23. Juni 1990
über die Berufsbezeichnung für Absolventen
des Hochschullehrganges für Technik und

Recht im Liegenschaftsmanagement

Gemäß § 18 Abs. 1 des Allgemeinen Hochschul-
Studiengesetzes, BGBl. Nr. 177/1966, in der
Fassung der Novelle BGBl. Nr. 2/1989 wird
verordnet:

Der Rektor der Universität Wien hat Absolventen
des an der Technischen Universität Wien durchge-
führten Hochschullehrganges für Technik und
Recht im Liegenschaftsmanagement nach Besuch
von Lehrveranstaltungen im Ausmaß von 48 Seme-
sterwochenstunden nach einer Studiendauer von
vier Semestern und erfolgreicher Ablegung der
vorgeschriebenen Prüfungen die Berufsbezeichnung
„Akademisch geprüfte/r Immobilienfachberater/
in" zu verleihen.

Busek

435. Bekanntmachung des Bundesministers
für Unterricht, Kunst und Sport vom 5. Juli
1990, mit der die Bekanntmachung betreffend
die Lehrpläne für den Religionsunterricht an
allgemeinbildenden höheren Schulen geändert

wird

Gemäß § 2 Abs. 2 des Religionsunterrichtsgeset-
zes, BGBl. Nr. 190/1949, zuletzt geändert durch
das Bundesgesetz BGBl. Nr. 329/1988, wird der
folgende vom Evangelischen Oberkirchenrat A. u.
H. B. erlassene Lehrplan für den „Freigegenstand

mit entsprechenden Anforderungen für besonders
begabte und interessierte Schüler Evangelische
Religion" bekanntgemacht, der den in der An-
lage A, fünfter Teil (Lehrpläne für den Religions-
unterricht des Gymnasiums, des Realgymnasiums
und des Wirtschaftskundlichen Realgymnasiums)
zur Verordnung des Bundesministers für Unter-
richt, Kunst und Sport vom 14. November 1984
über die Lehrpläne der allgemeinbildenden höheren
Schulen; Bekanntmachung der Lehrpläne für den
Religionsunterricht an diesen Schulen, BGBl.
Nr. 88/1985, in der Fassung der Verordnungen
BGBl. Nr. 591/1986, 63/1989, 36/1990 und
76/1990 sowie der Bekanntmachung BGBl.
Nr. 105/1990 bekanntgemachten Lehrplan
„EVANGELISCHER RELIGIONSUNTER-
RICHT" ergänzt:

Nach dem Unterabschnitt ,,bb) WAHL-
PFLICHTGEGENSTAND EVANGELISCHER
RELIGIONSUNTERRICHT" wird angefügt:

,,cc) FREIGEGENSTAND MIT ENTSPRE-
CHENDEN ANFORDERUNGEN FÜR BE-
SONDERS BEGABTE UND INTERESSIERTE
SCHÜLER EVANGELISCHE RELIGION

5. bis 8. K l a s s e (je zwei Wochenstunden):

Der Freigegenstand evangelische Religion ver-
folgt dieselben Bildungsziele, Lehraufgaben und
Erziehungsziele, die auch für den Pflichtgegenstand
evangelische Religion vorliegen.

Lehr- und Lernstoff:

Der Lehr- und Lernstoff ist entsprechend den
besonderen Begabungen der Schüler und entspre-
chend den lokalen Gegebenheiten so zu wählen, daß

a) Themenbereiche bzw. ein Themenbereich des
Pflichtgegenstandes und darüber hinaus

b) Themenbereiche oder ein Themenbereich des
Wahlpflichtgegenstandes ausgewählt werden
muß oder daß

c) nur ein Themenbereich aus einem der beiden
Lehrplanbereiche ausgewählt und vertiefend
behandelt wird.

Bei der Auswahl und Festlegung des Lehrganges
im Rahmen des Freigegenstandes evangelische
Religion ist den Interessen und Begabungen der
Schüler genauso Rechnung zu tragen wie einer
fächerübergreifenden Einbindung des Unterrichts-
stoffes. Der Freigegenstand evangelische Religion
ist den gleichen pädagogischen und didaktischen
Grundsätzen verpflichtet wie der Pflichtgegenstand
bzw. das Wahlpflichtfach."

Hawlicek


